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1. Mitteilungen 

 

Geschäftsordnung 

Ratspräsident Roman Schmid: Das Wort wird nicht verlangt. Die 

Traktandenliste ist in der vorliegenden Form genehmigt. 

 

Antworten auf Anfragen 

Ratspräsident Roman Schmid: Der Regierungsrat hat uns die Antwort 

auf eine Anfrage zugestellt: 

– KR-Nr. 406/2020, Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber 

ohne schweizerische Staatsbürgerschaft 

 Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht; fraktionslos) 

 



4 

Ratsprotokoll zur Einsichtnahme 

Auf der Webseite des Kantonsrates ist einsehbar: 

– Protokoll der 99. Sitzung vom 25. Januar 2021, 8.15 Uhr 

 

Zuweisung von neuen Vorlagen 

Zuweisung an die Kommission für Justiz und öffentliche Sicherheit: 

– Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch 

 Vorlage 5675 

Zuweisung an die Kommission für Bildung und Kultur: 

– Genehmigung der Ersatzwahl eines Mitglieds der Berufsbil-

dungskommission für den Rest der Amtsdauer 2019–2023 

 Beschluss des Kantonsrates, Vorlage 5676 

– Genehmigung des Beitritts zur Interkantonalen Vereinbarung 

über die Beiträge an die Ausbildungskosten von universitären 

Hochschulen (Interkantonale Universitätsvereinbarung, IUV) 

 Beschluss des Kantonsrates, Vorlage 5677 

Zuweisung an die Kommission für Wirtschaft und Abgaben: 

– Förderung der Bienenbestände im Kanton Zürich 

 Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 355/2018, Vor-

lage 5678 

Zuweisung an die Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt: 

– Keine Speicherpflicht für Pelletheizungen bis 70 kW 

 Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 12/2019, Vorlage 

5679 

– Kombinierte Anlagen zur geothermischen Stromproduktion 

 Beschluss des Kantonsrates zum Postulat KR-Nr. 376/2016, Vor-

lage 5680 

Zuweisung an die Kommission für Staat und Gemeinden: 

– Gesetz über die finanzielle Unterstützung der institutionellen fa-

milienergänzenden Kinderbetreuung aufgrund der Coronapan-

demie 

 Vorlage 5681 

 

 

2. Eintritt eines neuen Mitglieds des Kantonsrates 

für Simon Schlauri 

KR-Nr. 27/2021 
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Ratspräsident Roman Schmid: Wir dürfen heute ein neues Ratsmitglied 

begrüssen, und zwar anstelle von Simon Schlauri. Die Direktion der 

Justiz und des Innern hat uns folgende Verfügung zukommen lassen.  

 

Ratssekretär Pierre Dalcher verliest die Verfügung der Direktion der 

Justiz und des Innern vom 27. Januar 2021: «Ersatzwahl eines Mit-

glieds des Kantonsrates für die Amtsdauer 2019 bis 2023 im Wahlkreis 

II, Stadt Zürich 3+9. 

Die Direktion der Justiz und des Innern, gestützt auf Paragraf 108 des 

Gesetzes über die politischen Rechte vom 1. September 2003, verfügt: 

Als Mitglied des Kantonsrates im Wahlkreis II, Stadt Zürich 3+9, wird 

für den zurücktretenden Simon Schlauri (Liste 04, Grünliberale Partei, 

GLP) als gewählt erklärt:  

 

Isabel Garcia, geboren 1963, Politologin, 

wohnhaft in Zürich.» 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Ich bitte, die Gewählte eintreten zu las-

sen.  

Isabel Garcia, die Direktion der Justiz und des Innern hat Sie als Mit-

glied des Kantonsrates als gewählt erklärt. Bevor Sie Ihr Amt ausüben 

können, haben Sie gemäss Paragraf 4 des Kantonsratsgesetzes das 

Amtsgelübde zu leisten. 

Ich bitte, die Tür zu schliessen. Die Anwesenden im Ratssaal und auf 

der Tribüne erheben sich. Ich bitte den Ratssekretär, das Amtsgelübde 

zu verlesen. 

 

Ratssekretär Pierre Dalcher verliest das Amtsgelübde: «Ich gelobe als 

Mitglied dieses Rates, Verfassung und Gesetze des Bundes und des 

Kantons Zürich zu halten, die Rechte der Menschen und des Volkes zu 

schützen und die Einheit und Würde des Staates zu wahren. Die Pflich-

ten meines Amtes will ich gewissenhaft erfüllen.» 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Isabel Garcia, Sie leisten das Amtsge-

lübde, indem Sie mir die Worte nachsprechen: «Ich gelobe es.» 

 

Isabel Garcia (GLP, Zürich): Ich gelobe es. 
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Ratspräsident Roman Schmid: Ich danke Ihnen und heisse Sie herzlich 

willkommen. Sie können Ihren Platz im Ratssaal einnehmen. Sie kön-

nen wieder Platz nehmen, die Tür kann geöffnet werden.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

3. Grundlagen für eine fachgerechte Sozialhilfe 

Motion Esther Straub (SP, Zürich), Ronald Alder (GLP, Ottenbach), 

Jeannette Büsser (Grüne, Zürich), Mark Anthony Wisskirchen (EVP, 

Kloten), Kaspar Bütikofer (AL, Zürich) vom 19. Oktober 2020  

KR-Nr. 376/2020, Entgegennahme, keine materielle Behandlung 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 

entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? 

Lorenz Habicher, Zürich, beantragt Ablehnung. Die Motion bleibt auf 

der Geschäftsliste.  

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 

 

 

4. Gleichstellung von LGBTI-Menschen und Massnahmen gegen 

Hasskommunikation 

Postulat Hannah Pfalzgraf (SP, Mettmenstetten), Silvia Rigoni (Grüne, 

Zürich), Andrea Gisler (GLP, Gossau), Judith Anna Stofer (AL, Zü-

rich), Yvonne Bürgin (CVP, Rüti) vom 19. Oktober 2020 

KR-Nr. 377/2020, Entgegennahme, keine materielle Behandlung 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Der Regierungsrat ist bereit, das Postulat 

entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? 

Daniel Wäfler, Gossau, beantragt Ablehnung. Das Postulat bleibt auf 

der Geschäftsliste.  

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 
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5. Sicheres und effizientes Velofahren dank Behebung der 1'200 

Schwachstellen bei der Veloinfrastruktur 

Motion Sonja Gehrig (GLP, Urdorf), Thomas Forrer (Grüne, Erlen-

bach), Tobias Mani (EVP, Wädenswil), Felix Hoesch (SP, Zürich), Ma-

nuel Sahli (AL, Winterthur) vom 28. September 2020 

KR-Nr. 364/2020, Entgegennahme als Postulat, keine materielle Be-

handlung 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 

als Postulat entgegenzunehmen. Ist die Erstunterzeichnerin mit der Um-

wandlung in ein Postulat einverstanden? (Sonja Gehrig ist abwesend.) 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Als Zweitunterzeichner sage ich 

stellvertretend für Sonja Gehrig: Wir sind nicht einverstanden mit der 

Umwandlung in ein Postulat und bleiben bei der Motion.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Die Erstunterzeichnerin ist mit der Um-

wandlung der Motion in ein Postulat nicht einverstanden. Wir werden 

die Diskussion später führen. Die Motion bleibt auf der Geschäftsliste.  

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 

 

 

6. Anpassung der Möglichkeit zur Bildung von finanzpolitischen 

Reserven im Gemeindegesetz 

Postulat André Müller (FDP, Uitikon) und Fabian Müller (FDP, 

Rüschlikon) vom 30. November 2020 

KR-Nr. 438/2020, Entgegennahme, keine materielle Behandlung 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Der Regierungsrat ist bereit, das Postulat 

entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? 

Urs Dietschi, Lindau, beantragt Ablehnung. Das Postulat bleibt auf der 

Geschäftsliste.  

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 
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7. Ladeinfrastrukturen für Elektrofahrzeuge in Mietobjekten und 

im Stockwerkeigentum 

Motion Daniel Sommer (EVP, Affoltern a. A.), Hanspeter Hugentobler 

(EVP, Pfäffikon), Markus Schaaf (EVP, Zell) vom 15. Dezember 

2020 

KR-Nr. 459/2020, Entgegennahme, keine materielle Behandlung 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 

entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? 

André Bender, Oberengstringen, beantragt Ablehnung. Die Motion 

bleibt auf der Geschäftsliste.  

 

Das Geschäft ist für heute erledigt. 

 

 

8. Bessere Löhne für die Pflege. Jetzt. 

Dringliches Postulat Jeannette Büsser (Grüne, Zürich), Brigitte Röösli 

(SP, Illnau-Effretikon), Janine Vannaz (CVP, Aesch) vom 15. Dezem-

ber 2020  

KR-Nr. 478/2020, Entgegennahme, materielle Behandlung 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Der Regierungsrat ist bereit, das dring-

liche Postulat entgegenzunehmen. Wird ein anderer Antrag gestellt? 

Das ist nicht der Fall. 

Das dringliche Postulat KR-Nr. 478/2020 ist überwiesen.  

Das Geschäft geht an den Regierungsrat zur Ausarbeitung eines Be-

richts innert einem Jahr.  

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

9. Rahmenkredit für den Forstschutz (Prävention und Bekämp-

fung von Borkenkäferschäden) 

Antrag des Regierungsrates vom 8. Juli 2020 und gleichlautender An-

trag der Kommission für Wirtschaft und Abgaben vom 29. September 

2020 

Vorlage 5640 
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Beat Bloch (CSP, Zürich), Präsident der Kommission für Wirtschaft 

und Abgaben (WAK): Die Kommission beantragt Ihnen einstimmig, 

den Rahmenkredit von 4,05 Millionen Franken für die Bekämpfung des 

Borkenkäferbefalls in den Jahren 2021 bis 2024 zu bewilligen.  

In den letzten Jahren haben verschiedene Ereignisse den Wäldern im 

Kanton Zürich stark zugesetzt: Im Jahre 2017 waren der Sommer und 

Herbst trocken und ein Sommersturm im Stammertal zu verzeichnen. 

Im Januar 2018 fegte der Sturm «Burglind» durch das Land und der 

Sommer war wiederum aussergewöhnlich trocken. Auch zu Beginn des 

letzten Jahres setzten mehrere Stürme den Wäldern zu, und der grosse 

Schnee in diesem Januar war dem Zustand des Waldes ebenfalls abträg-

lich.  

Für die Prävention und Bekämpfung des Borkenkäfers bewilligte der 

Regierungsrat für die Jahre 2018 bis 2020 gesamthaft Subventionen im 

Umfang von 5,68 Millionen Franken. Aus dem Bericht des Regierungs-

rates ist zu entnehmen, dass damit zu rechnen ist, dass die Schädlings-

plage länger anhalten wird, als ursprünglich erwartet. Es sei deshalb 

auch in den Folgejahren von einem erhöhten Finanzbedarf auszugehen. 

Für die Jahre 2021 bis 2024 sollen deshalb zusätzliche Subventionen 

von insgesamt 4,05 Millionen Franken bereitgestellt werden. Um die 

Bewilligung dieser Summe als Rahmenkredit geht es heute. Der Betrag 

ist hergeleitet aus den Erfahrungen aus den Jahren 2018 bis 2020 und 

nach dem Sturm «Lothar» und dem Hitzesommer 2003 und umfasst im 

Weiteren Schätzungen für die Folgejahre.  

Etwa ein Drittel des Waldbestandes im Kanton Zürich gehört den Ge-

meinden. 60 Prozent des Waldes, inklusive Kooperationen, sind im Be-

sitz Privater, ohne dass die Waldbesitzer den Borkenkäfer irgendwie 

steuern könnten. Der Kanton unterstützt die Waldeigentümerschaften 

sowohl finanziell als auch organisatorisch beim Ergreifen wirksamer 

Sofortmassnahmen, um zu verhindern, dass sich der Borkenkäfer weiter 

ausbreitet. Für die sogenannten Forstschutzmassnahmen, wie etwa das 

Vorrücken der Bäume auf Zwischenlager, das Entrinden oder das Ha-

cken der Stämme zu Energiehackschnitzeln, kommt der Kanton auf. 

Mit verschiedenen Pauschalen pro Kubikmeter Holz entschädigt er die 

Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer für die effektiv anfallenden Zu-

satzkosten. Die Waldbesitzer verdienen nichts an dieser Aktion, sie 

werden lediglich für ihren Mehraufwand entschädigt. Ein Missbrauchs-

potenzial ist praktisch ausgeschlossen, da die Revierförster die Wälder 

und die Waldbesitzer kennen und eine Geltendmachung der Entschädi-

gung ohne eine entsprechende Arbeit sofort auffallen würde. Mit der 

Ausrichtung der Entschädigung greift der Kanton auch in keiner Art 
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und Weise in den Holzmarkt ein. Die Kommission hat diesbezüglich 

auch einige kritische Fragen gestellt, die aber alle von der Direktion 

zufriedenstellend beantwortet werden konnten.  

Die Vorlage war in der Kommission unbestritten. Die WAK ist sich 

einig, dass die bisherigen Präventionsstrategien fortgesetzt werden 

müssen, um weiteren Waldschäden vorzubeugen. Dazu ist es unabding-

bar, dass der Kanton die geschilderten Massnahmen der Waldeigentü-

merschaften auch weiterhin mit Beiträgen unterstützt. 

Bevor ich abschliessend zum Antrag der Kommission komme, möchte 

ich noch auf zwei Dinge hinweisen: Zum einen ist das Amt für Land-

schaft und Natur im Sinne des vom Kantonsrat am 28. Mai 2020 über-

wiesenen Postulates (KR-Nr. 250/2019) betreffend «Rahmenkredit zur 

Förderung eines klimagerechten Waldbaus» daran, Waldbaustrategien 

auszuarbeiten, welche die Widerstandsfähigkeit des Waldes auf lange 

Sicht zu stärken vermögen. Zum anderen sind auf Bundesebene Bestre-

bungen im Gange, die den Bund angesichts der schweizweit grossen 

Waldschäden veranlassen sollen, zusätzliche Mittel bereitzustellen. Da-

mit ist sichergestellt, dass nicht nur der Borkenkäfer bekämpft wird, 

sondern auch an einem widerstandsfähigen Wald gearbeitet wird. 

Namens der einstimmigen WAK bitte ich Sie, den Rahmenkredit von 

4,05 Millionen Franken für die Bekämpfung des Borkenkäferbefalls in 

den Jahren 2021 bis 2024 zu bewilligen. Ich bedanke mich an dieser 

Stelle auch beim Kantonsratspräsidenten, der es möglich gemacht hat, 

diesen Kredit heute noch vorzuziehen. Der Dank der WAK wird 

dadurch ausgedrückt, dass die WAK-Mitglieder auf eine Stellung-

nahme zusätzlich zum Referat ihres Präsidenten verzichten. Ich danke 

Ihnen.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Gern geschehen. Und vielen Dank, liebe 

WAK-Mitglieder.  

 

Urs Waser (SVP, Langnau a. A.): Es ist schön, dass dieser Zusatzkredit 

bewilligt wird, und auch ich stehe hinter diesem Kredit. Nun möchte 

ich aber noch etwas Zusätzliches ausführen, was bis jetzt noch nicht 

gesagt wurde.  

Ich wohne in Langnau am Albis, angrenzend an ein riesiges Waldreser-

vat. Waldreservate gibt es im Kanton Zürich einige. Was ist nun spezi-

ell an dieser Situation, an der Bekämpfung des Borkenkäfers? In Wald-

reservaten ist der Borkenkäfer geschützt, er darf nicht bekämpft wer-

den. Von zu Hause aus sehe ich direkt auf das Waldreservat, und viele 

braune Flecken sind sehr gut ersichtlich, weil dort die Fichtenbestände 
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bereits abgestorben sind. Irgendwann werden wir wahrscheinlich keine 

Fichten mehr als eines der meistverwendeten Bauhölzer in unseren 

Wäldern mehr haben. Nun gut, Sie sehen, der Käfer ist sehr hartnäckig. 

Und ja, für alle Laien hier drin: Der Käfer, der kann fliegen und macht 

an keiner Grenze halt. Wer sind nun die Leidtragenden, die vor allem 

betroffen sind? Es sind vor allem Waldbesitzer, die angrenzend an sol-

che Waldreservate ihre Wälder pflegen. Von diesen ausserordentlich 

Betroffenen habe ich nichts gehört vom Kommissionssprecher. Diese 

Waldbesitzer leiden am meisten. Sie sagen, es sei unmöglich, die Situ-

ation allein zu bewältigen. Wie sollen sie Herr der Lage werden, wenn 

auf der einen Seite, direkt angrenzend, der Käfer geschützt wird bezie-

hungsweise noch gezüchtet wird? 

Aus diesen Gründen fordere ich den Regierungsrat auf, Waldbesitzer in 

solchen problematischen Gegenden besonders zu unterstützen. Wenn 

wir schon mit Millionen Waldreservate subventionieren, dürfen wir we-

nigstens vernünftig entgegentreten und auch den angrenzenden wirk-

lich betroffenen Waldeigentümern unter die Arme greifen. Ich danke 

Ihnen.  

 

Regierungsrat Martin Neukom: Es wurde bereits erwähnt: Dem Wald 

geht es tatsächlich nicht besonders gut, und es ist eine Vielzahl von Ein-

flussfaktoren, die dem Wald zusetzen. Das sind einerseits – es wurde 

erwähnt – diese Stürme, wie beispielsweise «Burglind», es ist die Tro-

ckenheit, wie die Sommertrockenheit 2018, die den Wäldern sehr zu-

gesetzt hat. Dann ist es die Bodenversauerung, das heisst, der Boden 

wird durch Stickstoff aus der Luft gedüngt. Da sind zum Beispiel die 

Ammoniak- und die Stickstoffemissionen dafür verantwortlich. Das 

schwächt die Wurzeln, dadurch fallen die Bäume schneller um, wenn 

es windet. Dann ist aktuell ein zusätzlicher Trend festzustellen, dass die 

Zahl der Verbisse durch die Rehe steigt, das macht die Verjüngung 

schwieriger. Und der Borkenkäfer – darum geht es heute – setzt dem 

Wald noch zusätzlich zu. Und vermutlich wären alle diese einzelnen 

Faktoren noch nicht so tragisch, doch das Problem ist, dass alles zusam-

menkommt. Deshalb geht es dem Wald tatsächlich nicht gut, also die 

Kombination von diesen Faktoren setzt dem Wald wirklich zu. Um dies 

vielleicht ein wenig zu illustrieren: Ein gesunder Baum kann sich gegen 

einen Borkenkäfer wehren. Der Borkenkäfer frisst sich durch die Rinde, 

und ein gesunder Baum stösst dann Harz aus und kann somit den Bor-

kenkäfer töten. Wenn aber zu viele Borkenkäfer kommen oder der 

Baum nicht mehr gesund ist, dann kann er sich auch schlechter gegen 

Borkenkäfer wehren. Deshalb ist die Kombination von all diesen 



12 

Stressfaktoren für die Bäume derart problematisch und setzt dem Wald 

so zu. Sie sehen, auch hier hat es einen Zusammenhang mit Umwelt-

grössen; Umweltgrössen wie der Klimawandel und die Trockenheit, die 

den Bäumen zusetzen, oder, wie gesagt, die Ammoniak-Emissionen aus 

der Landwirtschaft oder die Stickstoff-Emissionen aus dem Verkehr, 

die hier dem Wald auch zusätzlich zusetzen.  

Nun, der Borkenkäfer geht hauptsächlich auf die Fichten los, und wenn 

Sie im Kanton Zürich unterwegs sind, dann sehen Sie teilweise ganze 

Bereiche – jetzt wurden vermutlich viele schon entfernt – mit toten 

Fichten. Das ist überall im Kanton sichtbar, ganz besonders im Wein-

land. Zur Bekämpfung des Borkenkäfers ist es wichtig, dass man recht-

zeitig aktiv ist. Das heisst, es ist wichtig, dass die befallenen Bäume aus 

dem Wald entfernt oder direkt im Wald entrindet werden, damit sich 

der Borkenkäfer nicht weiterverbreiten kann. Dazu unterstützt der Kan-

ton die Waldbesitzer mit einem bescheidenen Beitrag von 12 Franken 

pro Kubikmeter Holz, als Unterstützung für diese zusätzlichen Auf-

wände. Nun ist es so, es wurde gesagt: Die bisherigen Mittel, die wir 

hier zur Verfügung stellen, reichen nicht aus. Wir haben diesen Kredit 

schon mehrfach aufgestockt, zuerst in Regierungskompetenz, und jetzt 

ist eine Aufstockung auf 5,7 Millionen Franken nötig, um diese Zah-

lungen, diese Unterstützungsleistungen tätigen zu können.  

Urs Waser hat sich über die Schutzgebiete, beispielsweise Sihlwald, be-

klagt. Es ist klar, in einem Schutzgebiet können wir nicht mit grossen 

Maschinen in den Wald fahren, um diese Bäume, die befallen wurden, 

zu entrinden und zu entfernen. Das heisst, in einem Schutzgebiet bleibt 

der Wald halt so wie er ist. Da überlässt man die Natur sich selbst, und 

selbstverständlich kann das ein Problem für angrenzende Waldbesitzer 

sein. Auch diese Waldbesitzer werden selbstverständlich vom Kanton 

unterstützt, und es ist mir selbstverständlich bewusst, dass es für diese 

Waldbesitzer eine schwierige Situation ist. Das ändert aber nichts da-

ran, dass wir trotzdem nicht mit schweren Maschinen in diesen Wald 

fahren, um dort die befallenen Bäume zu entfernen. Langfristig gesehen 

– und das muss ich hier auch sagen – sieht es für die Fichte im Mittel-

land natürlich nicht so gut aus. Wenn wir sehen, wie sich das Klima 

weiterentwickelt, wird es wahrscheinlich so sein, dass die Fichte im 

Mittelland über die Zeit langsam verschwinden wird. Deshalb ist es 

auch so wichtig, dass wir am klimaresistenten Wald mit unterschiedli-

chen Baumarten arbeiten, die resistenter gegen die Trockenheit sind.  

Das als Nebenbemerkung, zurück zum Kredit: Dieser Kredit ist drin-

gend nötig, damit wir diese Mittel ausbezahlen und die Waldeigentümer 

im Kampf gegen den Borkenkäfer unterstützen können. Mit diesem 
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Kredit können wir einige dieser Probleme lösen. Wir rechnen aber trotz-

dem erst mit einer Entspannung der Situation in den Zürcher Wäldern 

ab 2024.  

Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem Kredit. Besten Dank.  

 

Eintreten 

ist beschlossen, nachdem kein anderer Antrag gestellt worden ist.  

 

Detailberatung 

 

Titel und Ingress 

I.–IV. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Schlussabstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 167 : 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung), 

der Vorlage 5640 zuzustimmen. 

 

Das Geschäft ist erledigt. 

 

 

10. Änderung Energiegesetz, Reduktion des nichterneuerbaren 

Energieanteils im Gebäudebereich 

Antrag der Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt vom 8. De-

zember 2020 zur parlamentarischen Initiative Monika Spring 

KR-Nr. 203/2007 

(gemeinsame Behandlung mit Vorlagen 5614a, 5372 und 5071b; Fort-

setzung der Beratung) 

 

11. Energiegesetz (Änderung, Umsetzung der MuKEn 2014) 

Antrag des Regierungsrates vom 22. April 2020 und geänderter Antrag 

der Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt vom 8. Dezember 

2020 

Vorlage 5614a 

(gemeinsame Behandlung mit Vorlagen KR-Nr. 203a/2007, 5372 und 

5071b; Fortsetzung der Beratung) 
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12. REDEM – Initiative für klimafreundliche Gebäude 

Antrag des Regierungsrates vom 28. Juni 2017 und gleichlautender An-

trag der Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt vom 8. Dezem-

ber 2020 

Vorlage 5372 

(gemeinsame Behandlung mit Vorlagen KR-Nr. 203a/2007, 5614a und 

5071b; Fortsetzung der Beratung) 

 

13. Neue MuKEn: Energieeffizienz auch bei den Haushaltgerä-

ten 

Ergänzungsbericht des Regierungsrates vom 21. Oktober 2015 zum 

Postulat KR-Nr. 339/2011 und gleichlautender Antrag der Kommission 

für Energie, Verkehr und Umwelt vom 8. Dezember 2020 

Vorlage 5071b 

(gemeinsame Behandlung mit Vorlagen KR-Nr. 203a/2007, 5614a und 

5372; Fortsetzung der Beratung) 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Wir haben letzte Woche die Eintre-

tensdebatte geführt und Eintreten beschlossen. Wir fahren nun mit der 

Detailberatung fort. Mit dem Versand von letzter Woche haben Sie zur 

Vorlage 5614a, dem heutigen Traktandum 11, einen Antrag von 

Thomas Wirth zu Paragraf 11a erhalten. Diesen behandeln wir an ent-

sprechender Stelle.  

Noch eine Information: Falls wir das Energiegesetz heute nicht zu Ende 

beraten können, werden wir die Beratung am 22. Februar 2021 am 

Nachmittag um 14.30 Uhr fortsetzen und beenden.  

 

Alex Gantner (FDP, Maur), Präsident der Kommission für Energie, 

Verkehr und Umwelt (KEVU): Ganz kurz einige Ausführungen zu Trak-

tandum 10, der PI Monika Spring (Altkantonsrätin) aus dem Jahr 2007: 

Es ist durchaus möglich, dass die Kolleginnen und Kollegen dann im 

Rahmen der Beratungen des Hauptgeschäfts 5614a auch noch dazu 

sprechen werden. Ich tue es nun aber hier:  

In der a-Vorlage gibt es einen Koordinationsbedarf mit dieser PI 

203a/2007 von Monika Spring und Mitunterzeichnenden betreffend 

Reduktion des nichterneuerbaren Energieanteils im Gebäudebereich. 

Es handelt sich dabei um einen Hinweis in Paragraf 10a des Energiege-

setzes. Die PI setzt beim geltenden Paragrafen 10a an und dieser lautet: 

«Neubauten müssen so ausgerüstet werden, dass höchstens 80 Prozent 

des zulässigen Energiebedarfs für Heizung und Warmwasser mit nicht-

erneuerbaren Energien gedeckt werden.» Die PI verlangt nun, den Wert 
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auf 50 Prozent zu senken, und, zweitens, den Bereich auszuweiten, 

nämlich neu auch auf Kühlung und auf Geräte.  

Nach der Stellungnahme des Regierungsrates im Jahr 2011 wurde die 

Vorlage auf Antrag der damaligen KEVU Ende 2011 im Hinblick auf 

den damals zu erwartenden Energieplanungsbericht 2012 sistiert. Die 

Sistierung wurde anschliessend im Hinblick auf die zu erwartende Mu-

KEn-14-Vorlage (Mustervorschriften der Kantone im Energiebereich) 

weiter verlängert. Heute kann festgestellt werden, dass ein Teil der 

Stossrichtung der PI im neuen beantragten Paragrafen 10a übernommen 

worden ist. Was aber nicht weiterverfolgt worden ist, sind kantonale 

Gesetzesvorgaben für die Geräte aller Art in Neubauten. 

Die KEVU beantragt Ihnen einstimmig, die parlamentarische Initiative 

abzulehnen. Danke.  

 

Detailberatung der Vorlage KR-Nr. 203a/2007 

 

Titel und Ingress 

I. und II. 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Schlussabstimmung 

Der Kantonsrat beschliesst mit 160 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltun-

gen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen und die parlamen-

tarische Initiative KR-Nr. 203a/2007 abzulehnen.  

 

Traktandum 10 (KR-Nr. 203/2007) ist erledigt. 

 

Detailberatung der Vorlage 5614a 

 

Titel und Ingress 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

I. Das Energiegesetz vom 19. Juni 1983 wird wie folgt geändert: 

§ 1. Zweck 

 

Alex Gantner (FDP, Maur), Präsident der KEVU: Ich werde im Rah-

men der Ausführungen zu diesem Hauptgeschäft 5614 der ganzen Ener-

giedebatte ab und zu einen Hinweis auf die MuKEn 2014 machen. Da-
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mit ist die Ausgabe 2014 mit Nachführung von 2018 gemeint, mit ent-

sprechenden Plenarbeschlüssen des Gremiums. Ich werde ebenfalls ab 

und zu Hinweise auf die nötigen Änderungen der BBV I (Besondere 

Bauverordnung) beziehungsweise der Energieverordnung machen. Da-

mit ist der Entwurf vom 29. Juni 2020 gemeint, den die Baudirektion 

der KEVU zur Verfügung gestellt hat.  

Lassen Sie mich einige summarische Bemerkungen zu den Paragrafen 

1 und 9 machen: Beim Paragrafen 1 handelt es sich um den Zweckarti-

kel des Energiegesetzes. Bei litera a, stellen Sie fest, gibt es einen Mehr-

heitsentscheid der KEVU. Es geht um die Übernahme des Textes in der 

Verfassung, wo unter «Aufgaben von Kanton und Gemeinden» in Ar-

tikel 106 Absatz 1 steht: «Der Kanton schafft günstige Rahmenbedin-

gungen für eine ausreichende, umweltschonende, wirtschaftliche und 

sichere Energieversorgung».  

Beim neuen Begriff «sicher» bei litera a geht es um die Betriebssicher-

heit, eine Nennung in Ergänzung zu den bestehenden Begriffen «öko-

logisch, wirtschaftlich und ausreichend» – bei Letzterem ist die Versor-

gungssicherheit gemeint – macht aus Sicht der KEVU Sinn, da mit der 

neu eingeführten Pflicht zur Eigenstromproduktion bei Neubauten die 

dezentrale betriebliche Stromproduktionssicherheit wichtiger wird.  

Bei litera b beriet die KEVU die Schärfung des Begriffs des Energie-

sparens für alle Energieträger, sah aber schliesslich von einer Änderung 

des Gesetzes zum gegenwärtigen Zeitpunkt ab.  

Bei litera d hat die KEVU aus Anlass der vorläufigen Unterstützung der 

PI 13/2019 vom damaligen Kantonsrat Martin Neukom und Mitunter-

zeichnenden mit dem Titel «Klimaziel kompatibel mit dem Klimaver-

trag von Paris» an der Doppelsitzung vom 30. Juni 2020 innegehalten. 

Die Beratung dieser PI wurde unmittelbar nach den Sommerferien mit 

der Anhörung von Kollege David Galeuchet aufgenommen. Eine In-

tegration der Pariser Klimaziele in diese MuKEn-Vorlage wurde von 

der Kommission nach Rücksprache mit den jeweiligen Fraktionen aber 

verworfen. Das Thema «netto null bis im Jahr 2050» wird dieser Rat zu 

einem späteren Zeitpunkt behandeln, wohl gleichzeitig mit den in Vor-

bereitung stehenden Energiegesetz-Anpassungen im Zusammenhang 

mit den beiden ebenfalls im letzten Sommer überwiesenen Motionen 

Klimaverträglichkeitsabschätzung (KR-Nr. 225/2018) und Masterplan 

Dekarbonisierung (KR-Nr. 228/2018).  

Dann noch kurz zu litera f: Die KEVU beantragt Ihnen einstimmig, den 

Antrag des Regierungsrates zu übernehmen. Und ich mache hier schon 

einen Verweis auf die ebenfalls unbestrittene Anpassung von Paragraf 
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238 im Planungs- und Baugesetz, auf die ich nachher nicht weiter ein-

gehen werde, ausser wenn Bedarf bestünde. Das Energiegesetz be-

zweckt die Anwendung erneuerbarer Energien neu zu erleichtern und 

wie bisher zu fördern. Das ist eine der zwei wichtigen doppelten Erwei-

terungen dieses litera f. Zweitens soll neu, neben der Anwendung er-

neuerbarer Energie, auch die energetische Verbesserung von Bauten 

und Anlagen erleichtert und gefördert werden. Somit wird einerseits 

eine Konsistenz zu Paragraf 16 Energiegesetz und zum Rahmenkredit 

beziehungsweise die Fördertatbestände geschaffen. Andererseits und 

fast wichtiger – sollen somit Hindernisse beispielsweise im Rahmen 

von Bewilligungsverfahren, soweit möglich, beseitigt werden. Dies ist 

eine wichtige Zielsetzung, welche eine Spiegelung mit der beantragten 

Anpassung im Planungs- und Baugesetz, Paragraf 238, erfährt. Die Ge-

staltungsanforderungen sollen bewusst gesenkt werden. Damit wird das 

öffentliche Interesse an energetischen Verbesserungen und an Anlagen 

zur Nutzung erneuerbarer Energien in einer Interessenabwägung mit 

Schutzinteressen deutlich unterstrichen. Für die Änderung im Energie-

gesetz ist keine Anpassung der BBV I beziehungsweise der Energiever-

ordnung vorgesehen. 

 

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 9. Verbrauchsabhängige Heiz- und Warmwasserkostenabrechnung 

 

Alex Gantner (FDP, Maur), Präsident der KEVU: Hier ebenfalls ganz 

kurz: Es gibt einen Koordinationsbedarf mit der Vorlage 5402, der so-

genannten Einzelinitiative Zürrer. Was ist mit dem einstimmigen An-

trag der KEVU «§ 9 aus der Vorlage herausnehmen» gemeint? Der Vor-

lage 5402 wurde mit Beschluss vom 26. Oktober 2020 mit 112 Ja zu 40 

Nein bei null Enthaltungen zugestimmt. Zwischenzeitlich sind nach 

meinem Wissensstand alle möglichen Referendumsfristen ungenutzt 

abgelaufen. Der nächste Schritt ist nun, dass die BBV I entsprechend 

angepasst wird. Es geht um die Paragrafen 42 bis 44, die teils geändert 

beziehungsweise teils aufgehoben werden oder teils unverändert blei-

ben. Diese sind dem Kantonsrat zur Genehmigung vorzulegen. Danach 

kann der Regierungsrat dem vom Kantonsrat bereits neu festgelegten 

Paragrafen 9 zusammen mit den Verordnungsanpassungen in Kraft set-

zen. Ich bitte hier die Redaktionskommission und den Gesetzgebungs-

dienst, genau auf das Prozedere der beiden Vorlagen, also 5402 und 

5614 zu schauen. Das Verständnis der KEVU ist, dass in der b-Vorlage 

Paragraf 9 nicht mehr vorkommt, da bereits beschlossen und erledigt.  
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Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 10a. Deckung des Wärmebedarfs von Neubauten 

 

Alex Gantner (FDP, Maur), Präsident der KEVU: Auch hier ganz kurz: 

Es handelt sich um das Basismodul, Teil B der MuKEn 2014, wie auf 

Seiten 28 bis 31 ausgeführt. Es geht um die Ablösung des Höchstanteils 

an nicht erneuerbaren Energien durch Energieanforderungen für Hei-

zung, Warmwasser, Lüftung und Klimatisierung und Anbindung an den 

Minergie-Standard. Was steht im Entwurf der BBV I Paragraf 47a Ab-

sätze 1 bis 5 dazu? Hier sollen die exakten und detaillierten Vorgaben 

der MuKEn 2014 eins zu eins übernommen werden. Die Erweiterungen 

von bestehenden Gebäuden, wie Aufstockungen oder Anbauten, wer-

den gemäss Absatz 4 erst ab 50 Quadratmetern von der Regelung er-

fasst. Eine Ausnahme gibt es auch, wenn die neugeschaffene Energie-

bezugsfläche maximal 20 Prozent der Energiebezugsfläche des beste-

henden Gebäudeteils und nicht mehr als 1000 Quadratmeter beträgt.  

Es gibt hier einen weiteren Hinweis unter 10a betreffend Koordinati-

onsbedarf mit der PI 91/2008 von Josef Wiederkehr (Altkantonsrat) und 

Mitunterzeichnenden betreffend ganzheitliche Betrachtungsweise der 

Förderung erneuerbarer Energien. Diese PI setzt ebenfalls beim gelten-

den Paragrafen 10a an und möchte mit einem neuen Absatz 2, dass mit 

dem Bezug von erneuerbarem Gas die kantonalen Energievorschriften 

im Gebäudebereich erfüllt werden können. Die Stossrichtung der PI 

wurde im neuen Paragrafen 11a unter «Wärmeerzeuger, b. Kauf von 

Zertifikaten» aufgenommen, zu dem wir später noch sprechen werden. 

Die PI ist sonst nicht weiter Gegenstand dieser Vorlage 5614a.  

 

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 10b. Ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen 

Abs. 1 und 2 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

§ 10b Abs. 3 

 

Minderheitsantrag Ann Barbara Franzen, Ruth Ackermann, Sandra 

Bossert, Alex Gantner, Konrad Langhart, Christian Lucek, Ulrich 

Pfister: 
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Abs. 3 gemäss Antrag des Regierungsrates. 

 

Alex Gantner (FDP, Maur), Präsident der KEVU: Bei Paragraf 10b 

geht es um die ortsfesten elektrischen Widerstandsheizungen und die 

Basismodule Teil H und Teil I der MuKEn 2014. Die bisherigen Ab-

sätze 1 und 2 bleiben unverändert bestehen. Absatz 1 das heute bereits 

bestehende Verbot, neue ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen 

zur Gebäudebeheizung zu installieren, auch als Ersatz- beziehungs-

weise Zusatzheizung. Absatz 2 besagt, dass Notheizungen in begrenz-

tem Umfang zulässig sind. Neu gibt es einen Absatz 3. Dieser führt für 

bestehende ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen und bestehende 

zentrale Wasserwärmer, die ausschliesslich direkt elektrisch beheizt 

werden, eine Frist ein, bis wann diese durch Anlagen, die den Anforde-

rungen dieses Gesetzes entsprechen, ersetzt werden müssen. Die 

KEVU-Mehrheit beantragt Ihnen 2030, die KEVU-Minderheit bean-

tragt die Vorgabe des Regierungsrates, nämlich 2035. Es geht also um 

eine Differenz von fünf Jahren bis zur entsprechenden Umstellung.  

Grundsätzlich geht es ums Thema «Strom für Wärmeversorgungszwe-

cke», unabhängig davon, ob der Strom aus erneuerbaren oder nicht er-

neuerbaren Quellen kommt. Man will, dass der Strom effizient einge-

setzt wird. Elektroheizungen gelten als Energieschleudern, gerade im 

Vergleich zu Wärmepumpen geht man von einem Faktor drei bis vier 

aus. Eine lange Frist gibt Zeit zum Planen und Umstellen, vor allem 

auch in Anbetracht der Tatsache, dass die meisten bestehenden Systeme 

eh bald ersetzt werden müssen. Woher kommen die beiden Jahreszah-

len? Bis 2035 sind die 15 Jahre der MuKEn-Vorgabe, berechnet ab 

2020 oder 2021. Und 2030 sind 15 Jahre der MuKEn-Vorgabe, berech-

net ab 2015, als die MuKEn beschlossen worden sind.  

Zur Betroffenheit: Hier besteht mehr oder weniger Einigkeit, auch im 

Austausch mit der Baudirektion, dass man die Situation nicht genau 

kennt. Man geht von 12'000 bis 18'000 Anlagen aus, die derzeit im Ein-

satz sind. Eine Informationskampagne beziehungsweise -offensive soll 

nun die Betroffenen auf die Fristen aufmerksam machen. Basierend auf 

Absatz 4, «die Verordnung regelt die Ausnahmen», ist in der BBV I ein 

neuer Paragraf 45b mit litera a bis d vorgesehen. Zusammenfassend 

sind von der Sanierungspflicht Bauten und Anlagen auszunehmen, 

wenn es technische, betriebliche oder wirtschaftliche Gründe gibt. 

Diese orientieren sich an den Empfehlungen der MuKEn 2014. Die 

Pflicht zum Ersatz soll Anlagen nicht betreffen, die auch nach heutigem 

Recht zulässig sind, oder Anlagen für spezielle Einsatzzwecke.  
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Zuletzt möchte ich hier noch auf ein Schreiben der EKZ (Elektrizitäts-

werke des Kantons Zürich) vom 6. Juli 2020 hinweisen, mit Fokus auf 

diesen Paragrafen 10b. Das Schreiben war an die KEVU gerichtet. Die 

KEVU hat die Haltung der EKZ zum Regierungsratsantrag, die Bedeu-

tung dieses Marktes für die EKZ und andere Energieversorgungsunter-

nehmen beziehungsweise die operativen Facetten und Herausforderun-

gen zur Kenntnis genommen und nach einer Diskussion darauf verzich-

tet, eine Delegation des EKZ-Verwaltungsrates beziehungsweise der 

operativen Leitung anzuhören.  

Ich beantrage Ihnen, dem Mehrheitsantrag mit der Jahreszahl 2030 zu-

zustimmen.  

 

Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Für die FDP ist bei der 

Thematik von ortsfesten elektrischen Widerstandsheizungen ein Ersatz 

bestehender Anlagen unbestritten; das muss einfach sein. Und auch ge-

gen das faktische Verbot von neuen Installationen von ortsfesten 

elektrischen Widerstandsheizungen wehren wir uns natürlich nicht; 

dies, obwohl wir gerade seitens der Elektrizitätswirtschaft doch einige 

Zweifel am Vorschlag der Regierung gehört haben, der KEVU-

Präsident Alex Gantner hat das erwähnt. Nun sollen ja gemäss MuKEn 

2014 ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen bis 2035 ersetzt wer-

den. aus unserer Sicht sollte nicht über diesen Wert hinaus, sprich be-

züglich der Jahreszahl heruntergegangen werden. Eine Verschärfung, 

wonach diese Heizungen bis 2030 ersetzt werden müssen, halten wir 

nicht für zweckmässig.  

Ich möchte noch einmal ganz kurz auf die in der Vernehmlassung ge-

äusserten Zweifel der Elektrizitätswirtschaft eingehen: Es wurde uns 

mitgeteilt, dass weder das Verbot noch die Verschärfung in dieser Hin-

sicht die CO2-Bilanz der Anlagen merklich verbessern würde, da Elekt-

roheizungen bereits heute praktisch rein mit erneuerbaren Energien ver-

sorgt würden. Zudem wurde uns gesagt, dass diese Anlagen sehr netz-

dienlich seien, weil sie in Spitzenzeiten abgesperrt und in Schwachlast-

zeiten freigeschaltet würden, was letztlich zu einer Verbesserung der 

Netztarife führe. Auch diese Hinweise gilt es natürlich in diese Überle-

gungen miteinzubeziehen.  

Als etwas problematisch haben wir in der ganzen Diskussion wahrge-

nommen, dass wir bezüglich der Anzahl der bestehenden elektrischen 

Widerstandsheizungen doch mit vagen Angaben konfrontiert waren, 

der KEVU-Präsident Alex Gantner hat auch dies ausgeführt. Es wird 

von rund 120'000 Anlagen ausgegangen. Und auch das Alter dieser An-
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lagen ist natürlich unklar. So hat die FDP alle Argumente, auch dieje-

nigen der Elektrizitätsbetriebe, abgewogen und ist zum Schluss gekom-

men, dass das Verbot von ortsfesten elektrischen Widerstandsheizun-

gen sicherlich Sinn macht, aber es macht eben keinen Sinn, es vorzu-

ziehen. Wir möchten bezüglich des Phase-out-Plans einen etwas länge-

ren Zeithorizont ermöglichen, sodass die Besitzer, die nun ja kontaktiert 

werden müssen, und auch die Wirtschaft sich optimal darauf einstellen 

können.  

Wir bitten Sie um die Berücksichtigung dieses Minderheitsantrags, der 

ja dem Antrag der Regierung entspricht, die sich das sicherlich gut 

überlegt hat und auch auf den Wert der MuKEn eingeschwenkt ist. Bes-

ten Dank.  

 

Sandra Bossert (SVP, Wädenswil): Bei der Behandlung dieses Artikels 

über ortsfeste Heizungen ist mir ein Erlebnis aus der Schulzeit in den 

Sinn gekommen. Unsere Schulküche war immer sehr kühl. So hatte un-

sere Kochlehrerin uns im Winter jeweils aufgefordert, alle Backöfen 

anzustellen, um den Raum zu erwärmen (Heiterkeit). Das waren noch 

Zeiten. Aber jetzt zurück zum Minderheitsantrag. 

Dass bestehende elektrische Widerstandsheizungen zum Beheizen von 

Gebäuden, aber auch zentrale Boiler, die ausschliesslich direkt 

elektrisch beheizt werden, ein Auslaufmodell sind, ist allen klar. Solche 

Elektroheizungen zu verbauen wird seit den 90er-Jahren stark einge-

schränkt, respektive seit 2013 besteht ein komplettes Verbot für den Er-

satz von Widerstandsheizungen. Dies ist bereits im alten Energiegesetz, 

Artikel 10b, geregelt. Dasselbe gilt seit 2009 für den Ersatz von Boilern. 

Die Zukunft liegt ganz klar bei effizienteren Technologien, um Ge-

bäude zu heizen. Trotzdem sollten wir auch hier nicht aus ideellen 

Gründen noch funktionstüchtige Boiler einfach rausreissen müssen, 

weil es das Jahr 2030 ist. Die Lebensdauer der Wasserwärmer werden 

auf plus/minus 20 Jahre geschätzt. Das bedeutet: Auch im Jahr 2035 

wird es noch Boiler geben, die einwandfrei ihren Dienst tun. Das Ab-

bauen und Entsorgen von funktionstüchtigen Geräten – zumindest aus 

Sicht der Umwelt, Stichwort: graue Energie – ist nicht nachhaltig. Das 

sind auch keine neuen Erkenntnisse. Die fünf Jahre längere Übergangs-

frist respektive den ursprünglichen Vorschlag der Regierung, die Dead-

line auf das Jahr 2035 zu setzen, ist auch im Sinn unserer Fraktion. Des-

halb unterstützen wir den Minderheitsantrag von Barbara Franzen. 

Danke.  
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Markus Bärtschiger (SP, Schlieren): Die Fakten sind klar, sie sind be-

reits dargelegt worden. Der neue Einbau von elektrischen Widerstands-

heizungen ist seit Jahren verpönt beziehungsweise durch übergeordne-

tes Recht verboten. Deshalb sind auch die meisten Heizungen am Ende 

ihres Lebenszyklus angekommen. Ein schnellerer Abbau, als dies der 

Regierungsrat wünscht, nämlich auf 2030 und nicht erst auf 2035, ist 

deshalb nicht nur möglich, sondern scheint zumutbar und angebracht zu 

sein, insbesondere, wenn man berücksichtig, dass durch diese Mass-

nahme die vielzitierte Stromlücke im Winter verkleinert werden kann 

und dies auch nachtwirksam wird. Die meisten dieser Heizungen wer-

den in der Nacht betrieben und nicht am Tag, wenn Solarenergie nicht 

vorhanden ist. Zudem ist auch Artikel 10b Absatz 4 neu im Gesetz, 

nämlich, dass die Verordnung Ausnahmen regeln kann. Das heisst, his-

torisch wertvolle Gebäude oder schwer zugängliche Gebäude können 

auch – das ist doch schwer anzunehmen – auch in Zukunft mit solchen 

Widerstandsheizungen beheizt werden.  

 

Franziska Barmettler (GLP, Zürich): Der alte Zopf «Elektroheizun-

gen» gehört abgeschnitten. Sie stammen aus einem Zeitalter, in dem 

man dachte, man hätte mit Atomkraftwerken eine unversiegbare und 

nonstop produzierende Stromquelle geschaffen. Man sollte deshalb mit 

Strom heizen und in der Nacht die Waschmaschine laufen lassen. Heute 

ist das anders: Die Waschmaschine sollte eher über Mittag laufen und 

das Stromschlaraffenland stellte sich als eine Illusion heraus. Elektroh-

eizungen sind heute für rund 10 Prozent des schweizerischen Elektrizi-

tätsbedarfs verantwortlich und tragen zudem zur Winterstromproble-

matik bei. Das Verbot von Widerstandsheizungen und zentralen Elekt-

roboilern birgt somit ein wesentliches Energiesparpotenzial, das wir 

aufgrund der zunehmenden Elektrifizierung dringend brauchen. Der Er-

satz von Elektroheizungen und -boilern ist schon länger verboten, des-

halb sind Elektroheizungen in der Regel heute schon über 25 Jahre alt. 

Für die Planung einer Nachfolgelösung gab es somit genügend Zeit, und 

das hohe Wirkungspotenzial berechtigt diese klare Massnahme. Wir 

lehnen den Minderheitsantrag ab. 

 

Florian Meier (Grüne, Winterthur): Die elektrische Widerstandshei-

zung ist ein Unding und ein Relikt aus längst vergangenen Zeiten. In 

den 70ern und in den 80ern wurden sie verbreitet, um damals soge-

nannte «Nachttäler» mit den damals sogenannten «Nachtstromspei-

cherheizungen» aufzufüllen. Auf gut Deutsch: Die elektrischen Wider-

standheizungen sollten damals die Stromnachfrage verstetigen, damit 
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sich der Betrieb der grossen Atomkraftwerke lohnen konnte. Das müs-

sen Sie sich mal auf der Zunge vergehen lassen: Da wurden vor 50 Jah-

ren also Heizungen installiert, mit dem Zweck, extra viel Strom zu ver-

brauchen. Dieses Spiel wurde sogar so weit getrieben, dass Anfang der 

90er-Jahre die Leistung aller Elektroheizungen in der Schweiz grösser 

war als die gesamte AKW-Leistung. 

Nun, diese Zeit ist längst vorbei und das Gebot der Stunde heisst «Ener-

gieeffizienz». Die energieeffizienteste aller Heizungen ist die Wärme-

pumpe. Sie wird ebenfalls mit Strom betrieben. Um ein Gebäude zu 

beheizen, benötigen Sie aber nur einen Viertel der Strommenge, die Sie 

mit einer direkten Elektroheizung benötigen.  

Dass die noch installierten Widerstandsheizungen ersetzt werden, ist 

wichtig. Das Stromnetz ist im Wandel begriffen. Smart Grids sind im 

Aufwind und Fotovoltaik und Windstrom werden ausgebaut, genauso 

wie Speicherlösungen. Die Atomkraftwerke werden bis spätestens 2035 

schrittweise abgeschaltet und die Verbraucher werden auf Energieeffi-

zienz getrimmt. Da haben grosse Stromverbraucher einfach keinen 

Platz mehr, ja, sie stellen eher noch eine Gefahr dar. Die Grünen werden 

den Minderheitsantrag ablehnen. Ich bitte Sie, dies uns gleich zu tun.  

 

Daniel Sommer (EVP, Affoltern a. A.): Würde man die geschätzt 17'000 

Elektroheizungen im Kanton Zürich in Pension schicken, hätte dies pro 

Jahr rund 450 Gigawattstunden Stromeinsparung zur Folge. Das ent-

spricht einer stolzen Reduktion von 8 Prozent Stromverbrauch im Ver-

sorgungsgebiet der EKZ (Elektrizitätswerke des Kantons Zürich). Oder 

anders gesagt: Mit einer Wärmepumpe erzeugen wir mit der gleichen 

Menge Strom drei- bis viermal mehr Wärme. Mit ins Alter gekomme-

nen Elektroheizungen ist es ähnlich wie mit Fussballspielern, die ihren 

Zenit überschritten haben. So kann ich wohl trotz meines Nachnamens 

nicht mehr damit rechnen, dass mich der Schweizer Fussball-National-

trainer anstelle von Yann Sommer als Torhüter für die kommenden 

Länderspiele aufbieten wird. Zu alt, zu unbeweglich – schlicht zu wenig 

nützlich für den Teamerfolg – wäre wohl das gnadenlose Verdikt. Das 

Gleiche gilt für die ineffizienten Elektroheizungen, zumal sie in der Re-

gel schon heute älter als 20 Jahre alt sind und seit 2013 der Ersatz von 

solchen Wärmeerzeugern ja ohnehin verboten ist. Elektrizität ist 

schlicht eine zu wertvolle Energie um verheizt zu werden. Dies hat so-

gar der Hauseigentümerverband erkannt, weshalb er auf seiner Home-

page davon abrät, Strom nur zur reinen Wärmeerzeugung zu nutzen.  
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Mit dem Wechsel auf umweltschonendere und effizientere Wärmeer-

zeugungen sind unbestritten Investitionskosten verbunden. Diese gene-

rieren dafür willkommene Aufträge für unser Gewerbe und sorgen da-

für, dass ein grosser Teil der daraus entstehenden Wertschöpfung in un-

serem Land bleibt. Die in der Folge massiv geringeren Betriebskosten 

sind auf längere Sicht ein zusätzlicher Benefit und rechtfertigen den 

Wechsel auf eine zeitgemässe Wärmeerzeugung erst recht.  

Elektroheizungen haben für temporäre Einsätze oder bei Notlagen 

trotzdem ihre Berechtigung. Mit Absatz 2 wird dem Rechnung getragen 

und in begründeten Fällen ein Betrieb für gewisse Zeitspannen ermög-

licht. 

Wollen wir Erfolg haben in der sparsamen und effizienten Anwendung 

von Strom, kommen wir nicht um die Verabschiedung von Elektrohei-

zungen herum – lieber früher als später, spätestens aber 2030. Die EVP 

wird dem Kommissionsmehrheitsantrag zustimmen und den Minder-

heitsantrag folglich nicht unterstützen. 

 

Christian Lucek (SVP, Dänikon): Die Voten, die wir jetzt gehört haben, 

motivieren mich doch noch zu einer Richtigstellung. Sie haben jetzt bei 

diesen Referenten immer wieder gehört, man spricht von den Elektroh-

eizungen. Sie sprechen nur von Heizungen. Was jetzt hier in Paragraf 

10 steht: Es geht um die Heizung – da sind wir mit Ihnen völlig einver-

standen, das ist längstens Geschichte, dass man Elektroheizungen ver-

baut –, es geht aber auch um die bestehenden zentralen Wassererwär-

mer, man spricht von Boilern. Das ist neu hier drin. Es geht also nicht 

nur um die Heizungen, es geht auch um die Boiler. Und da stellen wir 

uns halt wirklich die Frage, ob es bei diesen Wassererwärmern jetzt tat-

sächlich Sinn macht, es um fünf Jahre vorzuziehen. Für einen Boiler, 

der in den letzten zwei Jahren ersetzt wurde – nach der Lebensdauerta-

belle hat er eine durchschnittliche Lebensdauer von 20 Jahren –, heisst 

das: Wir reissen dann im Jahr 2030 Geräte heraus, die eigentlich ein-

wandfrei funktionieren. Ich frage Sie, ist das tatsächlich nachhaltig? 

Wir hätten dann praktisch neue und funktionsfähige Geräte, die wir ver-

schrotten würden. Dazu kommt, dass auch Wärmepumpen, vor allem 

Luft-Luft-Wärmepumpen, im Winter, wenn es dann wirklich kalt ist, 

auch nicht viel anderes als Elektroheizungen sind. Dies gilt es zu be-

achten, und deshalb sind wir der Meinung, den Regierungsantrag könne 

man so stehenlassen. Aber mit Blick auf die Boiler sollte, wie vom Re-

gierungsrat beantragt, «2035» stehen und nicht mit dem Zwang zum 

Ersetzen von funktionsfähigen Geräten fünf Jahre früher, also «2030». 

Ich danke Ihnen.  
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Florian Meier (Grüne, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Geschätz-

ter Christian Lucek, ich muss hier schon auch noch ergänzen oder kor-

rigieren: Klar, es geht auch um die Warmwasserboiler. Aber auch 

Warmwasserboiler sind viel ineffizienter als Wärmepumpenboiler oder 

wärmepumpenbetriebene Wasserspeicher. Das ist einfach so, das kön-

nen Sie nicht beiseiteschieben.  

Und dann möchte ich noch etwas klarstellen: In den Zielen der MuKEn 

steht ausdrücklich: «Die neuen MuKEn sind unter Betrachtung der 

wirtschaftlichen Tragbarkeit nach folgenden Vorgaben zu revidieren: 

Gebäude vor 1990 erstellt, die Verwendung von Strom für Wider-

standsheizungen und Warmwasseraufbereitung wird ab 2015 mit einer 

Sanierungspflicht innert zehn Jahren verboten.» Das sind die Ziele der 

MuKEn. Wir kommen den Zielen der MuKEn hier ein bisschen näher, 

der Minderheitsantrag will es nicht. Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag 

abzulehnen.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Ann 

Barbara Franzen gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst 

mit 90 : 83 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kom-

mission zuzustimmen.  

 

§ 10c. Eigenstromerzeugung  

Abs. 1 und 2 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 

 

Abs. 3 

Minderheitsantrag Ann Barbara Franzen, Sandra Bossert, Alex 

Gantner, Christian Lucek, Ulrich Pfister: 
3 Werden die Anforderungen gemäss Abs. 1 und 2 nicht erfüllt, wird 

eine Ersatzabgabe erhoben. Die Ersatzabgabe beträgt höchstens Fr. 

1000 pro nicht realisiertem Kilowatt Leistung. 

Abs. 3 wird zu Abs. 4. 

 

Alex Gantner (FDP, Maur), Präsident der KEVU: Hier geht es um die 

Umsetzung des Basismoduls, Teil E der MuKEn 2014. Im Kanton Zü-

rich wird mit diesem neuen Paragrafen 10c mit der Marginalie «Eigen-

stromproduktion» die gesetzliche Grundlage geschaffen, dass bei Neu-

bauten die Pflicht besteht, einen Teil der benötigten Elektrizität selbst 



26 

zu erzeugen. In Ergänzung zum Regierungsantrag kann dies in Absatz 

1 gemäss einer KEVU-Mehrheit nicht nur mit einer Anlage auf dem 

Grundstück, wohl meist mit einer Fotovoltaik-Anlage, erfolgen, son-

dern auch mit einem sogenannten Zusammenschluss zum Eigenver-

brauch gemäss Artikel 17 des Energiegesetzes vom 30. September 

2016, kurz «ZEV» genannt. Dabei handelt es sich um eine Pflicht von 

mindestens 10 Watt pro Quadratmeter Energiebezugsfläche (EBF) ge-

mäss Paragraf 47b Absatz 1, im vorliegenden Entwurf zur BBV I, eine 

Vorgabe, die auf den Empfehlungen der MuKEn 2014 beruht. In Absatz 

2 wird auf die Ausnahmen in Paragraf 10a verwiesen, widerspiegelt 

dann wieder in Paragraf 47b Absatz 2 der BBV I. Es gab dort noch eine 

kleine Umformulierung, die mehr Klarheit darüber gibt, dass es der 

Bauherr beziehungsweise die Bauherrin ist, der oder die bei der Unter-

schreitung der Mindestanforderungen auf die Erfüllung der Anforde-

rungen verzichten kann, und nicht die Baubehörde. Absatz 3 nun mit 

Hinweis auf die Verordnung wurde von der KEVU neu strukturiert und 

ergänzt – einerseits wegen des ZEV. Anderseits soll gemäss Mehrheits-

entscheid die Art und der Umfang der Energieerzeugung unter gebüh-

render Berücksichtigung der Situation von hohen Bauten geregelt wer-

den. Bei Letzteren geht es um die Überlegung, dass mit hohen Bauten, 

bekanntlich ein Thema im Glatttal, im Limmattal, in den Städten Zürich 

und Winterthur, viele Energiebezugsflächen-Quadratmeter geschaffen 

werden, aber es gibt dann nur eine relativ kleine Dachfläche. Mit min-

destens 10 Watt pro Quadratmeter EBF-Pflichtvorgabe müsste wohl 

zwingend ein Teil der Eigenstromproduktion in die Fassade verlegt 

werden. Hier bestehen architektonische und technische Herausforde-

rungen neben Fragen der Beschattung und allenfalls erhöhter Kosten, 

die gebührend berücksichtigt werden sollten. Ein Verordnungsentwurf 

dazu wie auch zur ZEV lag der KEVU nicht vor.  

Ein letzter Punkt – und hier sind wir nun bei der Ersatzabgabe und dem 

Minderheitsantrag Franzen: Diese ist in den MuKEn 2014 vorgesehen, 

wird aber vom Regierungsrat und der KEVU-Mehrheit nicht beantragt. 

Anstelle der Ersatzabgabe soll deshalb gemäss Entwurf mit Absatz 4 

von Paragraf 47b der BBV I der Grenzwert gemäss 47a BBV I, der sich 

wiederum auf Paragraf 10a Energiegesetz bezieht, um 10 Prozent un-

terschritten werden. Eine KEVU-Minderheit möchte eine Ersatzabgabe 

einführen.  

Namens der KEVU beantrage ich Ihnen, den verschiedenen Anträgen 

der KEVU zuzustimmen und den Minderheitsantrag abzulehnen.  
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Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Ich spreche gleich auch 

zum Folgeminderheitsantrag. In der FDP war die Auflage, dass Neu-

bauten in Zukunft einen Teil der benötigten Elektrizität selber erzeugen 

müssen, absolut unbestritten. Aber wir begrüssen natürlich die liberale 

Ergänzung, dass dies neben einer Anlage auf dem Grundstück mit ei-

nem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch erfolgen kann. Der 

KEVU-Präsident hat es Ihnen sehr genau erklärt. Beim Minderheitsan-

trag sprechen wir jetzt nur noch über die Ersatzabgabe. Die FDP bean-

tragt Ihnen, dass wir auch eine Ersatzabgabe zulassen, eine Ersatzab-

gabe, wie sie eben gemäss MuKEn vorgesehen ist. Diese Ersatzabgabe 

wird in den MuKEn so definiert, dass pro 1000 Franken nicht realisier-

ter Kilowattleistung, bezogen auf die Energiebezugsfläche – das ist die 

Grössenordnung, von der wir hier auszugehen haben –, und diese Er-

satzabgabe möchten wir Ihnen beantragen, zur Erfüllung der Vorgaben, 

wenn dies nicht möglich sein soll. Klar ist es, dass aus heutiger Sicht 

die Ersatzabgabe nur in die allgemeine Rechnung der Gemeinden flies-

sen würde, da heute die gesetzliche Vorgabe für eine Zweckbindung in 

einem Fonds fehlt; noch fehlt, denn es gibt ja entsprechende Vorstösse. 

Sicherlich hätte es auch die FDP vorgezogen, dass die Zweckbindung 

der Ersatzabgabe im Vorfeld hätte geklärt werden können. Denn wir 

hätten damit sicherstellen können, dass die Abgabe im Sinne des Zu-

baus von erneuerbaren Energien – und darum geht es ja schliesslich – 

verwendet wird.  

Wir haben letzte Woche beim Eintreten bereits darüber gesprochen: Die 

Vorlage, über die wir hier sprechen, ist noch absolut der MuKEn-Denke 

verhaftet. Die FDP hat Ihnen das beim Paragrafen 11 mit einem anderen 

Ansatz, mit dem Absenkpfad nach dem CO2-Gesetz zu erklären ver-

sucht, dass sie eigentlich über die MuKEn-Denke hinausgehen möch-

ten. Wir haben aber festgestellt, dass in der Diskussion in der KEVU 

tatsächlich die MuKEn-Denke noch sehr präsent ist, damit ist natürlich 

die Ersatzabgabe auch nur konsequent. Es gibt in der Tat auch Situati-

onen, in denen es aus heutiger Sicht durchaus Sinn machen kann, also 

räumliche Situationen, wenn man noch mit einer Ersatzabgabe planen 

kann. Wir beantragen Ihnen Zustimmung zum Minderheitsantrag. Bes-

ten Dank.  

 

Ulrich Pfister (SVP, Egg): Barbara Franzen hat einige Punkte schon 

erwähnt. Mit dem vorliegenden Energiegesetz werden den Hauseigen-

tümern in verschiedenen Bereichen massive Auflagen auferlegt. Viele 

dieser Vorgaben können mit mehr oder weniger grossem Aufwand er-
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füllt werden. Nicht ausser Acht gelassen werden darf hier, dass ver-

schiedene bauliche Gegebenheiten diese Lösungen nicht möglich ma-

chen. In alten engen Dorfkernen, speziellen Bauten et cetera können 

Ersatzlösungen vielfach gar nicht oder nur mit sehr hohem Aufwand 

umgesetzt werden. Für diese Liegenschaften soll es eine Möglichkeit 

geben, um sich mit einer Ersatzabgabe freikaufen zu können. Mit der 

Höhe der Ersatzabgabe wird der Hauseigentümer nur in wirklichen 

Ausnahmefällen davon Gebrauch machen. Der im Energiegesetz viel-

fach umgesetzte Zwang widerstrebt der SVP massiv. Mit dieser Ersatz-

abgabe können wir aber den Druck und den Zwang auf die Hauseigen-

tümer ein klein wenig mindern. Darum unterstützen Sie den Minder-

heitsantrag. 

 

Markus Bärtschiger (SP, Schlieren): Ich habe von meinem Vorredner 

vor allem das Wort «Zwang» mehrmals gehört. Ich glaube, gerade bei 

diesem Gesetz beziehungsweise bei diesem Paragrafen ist dieser Aus-

druck fehl am Platz, wenn Sie schauen: Heute produzieren viele Neu-

bauten bereits Eigenstrom, diese Anlagen sind heute sozusagen Stan-

dard, insbesondere bei grösseren Bauten. Und wenn Sie auch das Ge-

setz anschauen, dann haben wir ein äusserst liberales Gesetz. Die anzu-

wendenden Technologien sind nicht weiter umschrieben, die Lösungen 

können deshalb vielfältig sein, es sind Solarzellen, Turbinen et cetera 

möglich. Zudem hat die KEVU den Eigenverbrauch-Zusammenschluss 

mit ins Gesetz reingenommen, und bei hohen Bauten ist ebenfalls die 

Möglichkeit von Abweichungen gegeben. Auch haben wir den Gene-

ralparagrafen oder Unterparagrafen, dass die Verordnung Ausnahmen 

machen kann. Deshalb ist es nicht klar, warum nun ein moderner Ab-

lasshandel noch ins Gesetz reingeschrieben werden muss. Dieser Ab-

lasshandel, diese Ersatzabgaben sind administrativ aufwendig und ent-

sprechend langfristig teuer. Zudem widerläuft er allen Anstrengungen, 

dass insgesamt mehr Strom erzeugt werden muss, dass auch in der 

Schweiz mehr Strom erzeugt werden muss, insbesondere damit die 

Wende im Heizungssektor – wir sprechen ja heute mehrmals von Wär-

mepumpen –, aber auch in der Mobilität geschafft werden kann. Des 

Weiteren bleibt es für mich und meine Fraktion völlig unklar, was mit 

der Ersatzabgabe gemacht werden sollte. In anderen Fällen – ich erin-

nere Sie an Diskussionen in diesem Rat –, beispielsweise bei den Ver-

kehrsabgaben, bekämpften die gleichen Parteien, welche heute mit die-

ser Ersatzabgabe die Einführung eines Fonds oder etwas Ähnlichem 

fordern, solche Lösungen mit Vehemenz. Hier eine solche Lösung 

plötzlich als sinnvoll zu erachten, dem können wir hier nicht folgen, 
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eine solche Kehrtwendung finanzpolitischer Art verstehen wir leider 

nicht. Wir sind deshalb für dieses moderne Gesetz, wie es die KEVU 

mit dem Regierungsrat zusammen ausgearbeitet hat, aber wir sind ge-

gen eine Ersatzabgabe.  

 

Franziska Barmettler (GLP, Zürich): Wie mein Vorredner auch schon 

betont hat, möchte ich nochmals sagen, dass es hier, erstens, um Neu-

bauten geht, und dass das Gesetz, zweitens, auch Ausnahmeregelungen 

vorsieht. Aber für mich ist eigentlich ein anderer Punkt der wichtigste: 

Ersatzabgaben, verbunden mit einer Zweckbindung, sind ordnungspo-

litisch unschön. Die Krux liegt darin, dass es einerseits eine Zweckbin-

dung braucht, um sicherzustellen, dass die Abgabe im Sinne des Zubaus 

von erneuerbaren Energien verwendet wird. Andererseits schränkt aber 

ein zu definierter Verwendungszweck den Spielraum der Gemeinden 

ein. Im vorliegenden Fall wäre eine zweckgebundene Verwendung mit 

einem erheblichen Vollzugsaufwand verbunden. Zudem liegt im Mo-

ment keine Definition des Verwendungszwecks vor und die gesetzliche 

Grundlage für einen entsprechenden kommunalen Fonds fehlt. Wir leh-

nen deshalb diesen Minderheitsantrag ab.  

 

Florian Meier (Grüne, Winterthur): Die Zukunft ist erneuerbar. Insge-

samt sind in der Schweiz Fotovoltaik-Anlagen mit einer Leistung von 

2,5 Gigawatt installiert. Das entspricht fast der Leistung der beiden 

Kraftwerke Grimsel und Linth-Limmern zusammen. Trotzdem wird in 

den nächsten Jahrzenten noch 20mal mehr Fotovoltaik notwendig sein. 

Die Frage ist also nicht, ob und in welchem Tempo wir Fotovoltaik aus-

bauen müssen, sondern allerhöchstens, wer und wo. Und hier muss ich 

Ihnen einfach sagen: Eine Pflicht für Solaranlagen war vielleicht 2014, 

als die MuKEn geschrieben wurde, revolutionär. Aber heute ist Foto-

voltaik auf Hausdächern längst Standard, insbesondere auf Neubauten. 

Und wir sprechen hier ausdrücklich über Neubauten. Leider werden Fo-

tovoltaik-Anlagen häufig am Schluss aus dem Budget gekürzt. Soll die 

Anlage aber im Nachhinein realisiert werden, so wird’s richtig teuer. 

Ja, Fotovoltaik-Anlagen sind nicht gratis. Aber Sie bekommen ja 

schliesslich auch bis zu 30 Prozent der Investitionskosten vom Bund 

erstattet, egal, wie wirtschaftlich Sie Ihre Anlage planen.  

Die Gesetzesvorlage sieht eine Ausnahme von der Fotovoltaik-Pflicht 

bei Neubauten vor, wenn Sie ihr Gebäude 10 Prozent energieeffizienter 

bauen. Die Antragsteller wollen das Gesetz jetzt aber noch komplizier-

ter machen und die Bauherren von der Fotovoltaik-Pflicht mit einer Er-

satzabgabe befreien. Dabei muss man wissen, dass die hier konzipierte 
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Ersatzabgabe bis zu dreimal billiger sein kann als der Bau einer Foto-

voltaik-Anlage. Es würde durch das Gesetz also sogar der Verzicht auf 

eine Fotovoltaik-Anlage gefördert. Ob Absicht oder ein Versehen, die 

Folgen dieser Ersatzabgabe wären verheerend. Ich bitte Sie, den Antrag 

abzulehnen. 

 

Thomas Honegger (Grüne, Greifensee): Ich bin Bauvorstand der Ge-

meinde Greifensee. Entsprechend würde die in diesem Antrag vorgese-

hene Ersatzabgabe bei mir auf der Gemeinde landen. Ich bezweifle, 

dass dieses Geld bei kleinen bis mittelgrossen Gemeinden viel bewir-

ken wird. Die Ersatzabgabe wird nicht zweckgebunden sein, dazu fehlt 

die gesetzliche Grundlage. Genau dieser Punkt wurde beim Strassenge-

setz der PI Brunner (KR-Nr. 321/2013 von Altkantonsrat Robert Brun-

ner) von bürgerlicher Seite bemängelt, dass die Beiträge an die Gemein-

den nicht zweckgebunden seien. Jetzt fordern Sie selbst eine solche Ab-

gabe. Entsprechend fliesst das Geld in den allgemeinen Steuerhaushalt 

und nicht in einen Fonds, der mit der Abgabe geäufnet würde. Die Ab-

gaben werden verhältnismässig klein sein und unregelmässig fliessen. 

Was lässt sich damit bewirken? Ein Leuchtturmprojekt, das die entgan-

genen Kilowatt kompensiert? Wohl kaum. Bleibt also noch der bezahlte 

Apéro mit dem Energieberater. Nein danke, dann nehmen wir Grünen 

die Fotovoltaik-Anlage mit ihrem Strom, dezentral beim Verbraucher 

produziert.  

 

David John Galeuchet (Grüne, Bülach): Zuerst gebe ich meine Interes-

senbindungen bekannt, damit mir nicht wieder vorgeworfen wird, dass 

ich nicht dazu stehen kann oder möchte: Ich bin Vizepräsident von 

Swiss Solar, dem schweizerischen Fachverband für die Sonnenenergie 

mit rund 750 Mitgliedern und mehr als 6000 Arbeitsplätzen. Daneben 

arbeite ich für die Firma Solarmarkt, den grössten Händler für Fotovol-

taik-Produkte in der Schweiz und bin stolzer Besitzer von zwei Solar-

anlagen.  

Gebäude sind Kraftwerke. Sie können heute deutlich mehr Energie er-

zeugen, als sie während der Nutzung benötigen. An der letztjährigen 

Solarpreis-Verleihung konnte ein Weltrekord verzeichnet werden. Ein 

Plus-Energie-Einfamilienhaus aus Waltensburg, Graubünden, erzeugt 

achtmal so viel Energie, als es verbraucht. Das heisst, mit dem Strom-

überschuss kann ein ganzes Quartier versorgt werden oder es können, 

wenn Sie die Mobilität lieber haben, 25 Elektroautos je 12'000 Kilome-

ter emissionsfrei zurücklegen. Das ist heute möglich, wenn Architekten 

und Bauherren mitspielen. Nicht nur bei Einfamilienhäusern kann mehr 
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Energie erzeugt werden, als benötigt wird, nein, sondern auch bei gros-

sen Gebäuden, bei Industriehallen und ganzen Siedlungen. Einen Neu-

bau ohne Energieerzeugung zu erstellen, das darf heute nicht mehr sein. 

Leider sehe ich es aber alltäglich, obwohl der Strom vom eigenen Ge-

bäude heute immer günstiger ist als Strom vom Netz. Der Fotovoltaik-

Strom ist einer der wichtigsten Hebel für die Energie- und die Klima-

wende. Deshalb ist Paragraf 10c in diesem Gesetz so essenziell, dass 

die Energieerzeugung in den meisten Fällen durch Solarstrom erfolgen 

wird. Die KEVU hat mit dem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch 

eine gute, innovative Lösung gefunden, sodass die bestgeeigneten Dä-

cher von grossen Überbauungen genutzt werden können. Eine Ausdeh-

nung des Eigenverbrauchs und des Verkaufs des Stroms an Nachbarn 

und der Austausch innerhalb der Netzebene 7, sprich dem Quartiernetz, 

sollte möglichst schnell angestrebt werden. Auch andere Ansätze zur 

Förderung grosser Anlagen, wie schon in einer Motion (KR-Nr. 

227/2018) an den Regierungsrat gefordert, sollen den Anreiz schaffen, 

dass grosse Dächer möglichst gefüllt werden und zur Energieerzeugung 

genutzt werden. Denn man profitiert einerseits, indem man die Energie-

wende unterstützt, und anderseits auch dadurch, dass es wirtschaftlich 

ist. Eine Ersatzabgabe für nicht realisierte Energieerzeugungsanlagen, 

wie von der FDP und der SVP gefordert, ist nicht zweckdienlich, vor 

allem, wenn sie geringer ausfällt als die Kosten, welche für die Reali-

sierung einer solchen Anlage nötig wären. Einen fixen Betrag ins Ge-

setz zu schreiben, ist wohl nie eine gute Idee, aber besonders bei einer 

Technologie, welche in den vergangenen Jahren einen derartigen Preis-

zerfall erfahren hat, scheint das wirklich nicht zweckdienlich. Für die 

Energiewende braucht es erneuerbare Energien, und diese sollen mög-

lichst auf Gebäuden und bestehender Infrastruktur realisiert werden. 

Am günstigen kann dies beim Bau realisiert werden, da viele Kosten 

«Sowieso-Kosten» sind. Ein Gerüst wird sowieso gestellt, also muss 

das nicht noch ein zweites Mal erfolgen, diese Kosten entfallen. So 

kann es am günstigsten geschehen.  

Ausnahmen in Fällen, bei welchen die Energieerzeugung nicht effizient 

genug ist, zum Beispiel aufgrund von starker Verschattung oder ande-

ren Härtefällen, soll der Regierungsrat in der Verordnung regeln, wie 

dies im Gesetzesentwurf vorgesehen ist. Deshalb bitte ich Sie, dem 

Minderheitsantrag nicht zuzustimmen, damit aus Gebäuden Kraftwerke 

werden.  

 

Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen) spricht zum zweiten 

Mal: Wir haben hier jetzt eine geradezu vorlesungsmässige Belehrung 
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über die Vorzüge der Solarenergie gehört, kommen wir doch wieder 

zurück zu unserem eigentlichen Antrag, und da gibt es vielleicht noch 

einige Dinge klarzustellen. Wir reden hier von einer kleinen Ausnahme. 

Die Pflicht – es wurde auch als Zwang bezeichnet – zur Eigenstrom-

produktion bleibt ja bestehen. Ich weiss nicht, was das ganze Drama 

hier soll. Wir werden einen grossen Zubau haben. Wir haben auf den 

Neubauten eine Pflicht zur Eigenstromproduktion. Was wir nun aber 

möchten, ist, aus diesem ganzen Katalog, den uns die MuKEn vorgege-

ben haben – und wir reden hier nun einmal über die MuKEn, auch wenn 

sie schon ein paar Jahre alt sind –, aus diesem ganzen Katalog möchten 

wir zusätzlich für den Hauseigentümer, die Hauseigentümerin eine 

Möglichkeit schaffen, bei topografisch speziellen Lagen, bei Verschat-

tungsfällen mit einer Ersatzabgabe aus dieser Pflicht zur Eigenstrom-

produktion herauszukommen.  

Ich habe von den Grünen, von den Herren Meier und Honegger, zwei 

ganz unterschiedliche Voten gehört. Herr Meier nannte es verheerend 

und Herr Honegger sagte, ja, bei den Gemeinden, das wären dann nur 

sehr kleine Abgaben, die würden unregelmässig fliessen. Entscheiden 

Sie sich da doch bitte für ein Narrativ.  

Ganz zum Schluss muss vielleicht noch zum Begriff «Ablass» – sich 

freikaufen aus einer Pflicht, ein Ablasshandel, immer natürlich sehr ne-

gativ konnotiert – noch etwas präzisiert werden: Im Mittelalter war der 

Ablasshandel tatsächlich dazu da, dass man von den Sünden – und der 

Mensch des Mittelalters kam ja sündenbehaftet auf die Welt – ablassen 

kann. Hier geht es nicht um irgendeine Sünde der MuKEn, hier geht es 

um eine Möglichkeit, die die MuKEn uns vorgeben und die wir aus 

Sicht der Eigentümerinnen und Eigentümer gerne im Gesetz einge-

pflegt hätten. In diesem Sinne bitten wir Sie, den Antrag zu unterstüt-

zen.  

 

Florian Meier (Grüne, Winterthur) spricht zum zweiten Mal: Danke, 

Barbara, wenn du mich schon ansprichst: Diese Ersatzabgabe ist so 

schlecht konzipiert, weil sie viele Probleme verursacht. Und darum gibt 

es auch nicht nur ein einziges Narrativ. Es ist so, die Ersatzabgabe ist 

auf 1000 Franken festgelegt. Der Bau einer Fotovoltaik-Anlage kann 

bis zu dreimal so viel kosten pro Kilowattpeak, und Sie haben keine 

Einnahmen. Das ist einfach schlecht konzipiert. Ich bitte Sie, den An-

trag abzulehnen. 

 

Regierungsrat Martin Neukom: Klimaschutz bedeutet häufig, dass man 

von fossilen Anwendungen auf elektrische Anwendungen umsteigt. Es 
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ist deshalb zu erwarten, dass diesbezüglich der Stromverbrauch steigt. 

Also schauen Sie die Mobilität an, dort wird der Benzin- oder Diesel-

motor durch das Elektromobil ersetzt, dieses wird zusätzlichen Strom 

verbrauchen. Die Wärmepumpe braucht zusätzlich Strom und ersetzt 

die alten Öl- oder Gasheizungen. Auch in der Industrie werden einige 

fossile Prozesse abgelöst durch elektrische Anwendungen. Gleichzeitig 

muss deshalb der Anteil erneuerbarer Energien massiv steigen. Aktuell 

reicht aber der Zubau an erneuerbarer Energie, insbesondere der Foto-

voltaik nicht aus, um den Mehrbedarf zu decken, geschweige denn, um 

die wegfallende Atomkraft rechtzeitig zu ersetzen. Wenn wir jetzt an-

schauen, was die neuen Energieträger mit dem grössten Potenzial sind, 

dann ist das aus meiner Sicht ganz klar die Fotovoltaik. Wasserkraft ist 

eine super Energiequelle, aber wir nutzen sie schon so aus, dass wir sie 

fast nicht mehr ausbauen können. Windkraft ist sehr schwierig auszu-

bauen, und wenn ich von der Solarenergie rede, dann scheint gerade die 

Sonne in den Rat (durch die Glasdach- und Fensterflächen), das passt 

sehr, sehr gut. Mittlerweile ist eine Solaranlage auf einem Einfamilien-

haus eigentlich der Standard und es lohnt sich wirtschaftlich in den al-

lermeisten Fällen, wenn man die Anlage 20 Jahre lang betreibt. Gemäss 

Swiss Solar produziert eine Solaranlage zu 12 Rappen pro Kilowatt-

stunde Energie, während der Energiebezug mehr als 20 Rappen kostet. 

Das heisst, der Energiebezug ist teurer, als wenn Sie den Strom selber 

produzieren. Jetzt ist es also nur noch eine Frage, wie viel des produ-

zierten Stroms Sie in Ihrem Einfamilienhaus selber verbrauchen kön-

nen. In der Regel ist es so, dass es so viel ist, dass es sich finanziell 

rechnet, wenn man noch die Bundessubvention von einem Drittel dazu-

zählt. Deshalb ist eine Solaranlage in ganz vielen Fällen bei Neubauten 

längst Standard, aber natürlich noch nicht überall. Das Eigenstrom-Mo-

dul ist ein normales MuKEn-Modul, das Sie hier übernommen haben. 

Es ist heute nicht mehr so brisant wie 2014, das wurde ebenfalls bereits 

gesagt. 2014 waren nämlich die Kosten für die Solarstromerzeugung 

einfach noch deutlich höher, als sie es heute sind. In Zukunft stelle ich 

mir auch vor, dass die Solarzelle das Dach selber sein wird. Es ist also 

nicht mehr so, dass man das Gebäude mit einem Dach baut und dann 

noch eine Solaranlage oben drauf, sondern man verwendet die Solaran-

lage direkt als Dach. Dadurch werden die Mehrkosten nochmals deut-

lich kleiner.  

Jetzt gibt es immer bestimmte Bereiche, wo das nicht möglich ist. Des-

halb ist es natürlich wichtig, dass in so einem Gesetz auch eine Aus-

nahme möglich ist. Wir haben die Ausnahme so gelöst, dass es mög-
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lichst einfach ist, sie umzusetzen. Das heisst, wer diese Anlage auf sei-

nem Neubau nicht bauen kann oder will, der kann einfach ein bisschen 

bessere energetische Vorschriften erfüllen, dann ist er von dieser Pflicht 

befreit. Man könnte sagen, es ist eine «Pflicht light», weil man sie sehr, 

sehr einfach umgehen kann.  

Nun die Ersatzabgabe, die hier zur Debatte steht, haben wir uns selbst-

verständlich auch überlegt, als wir das Gesetz konzipiert haben. Wir 

haben sie in der Verwaltung intensiv diskutiert und haben sie dann ver-

worfen, weil sie uns zu aufwendig schien. Denn letztendlich ist ja die 

Frage: Wie wickelt man das nachher ab? Und das lohnt sich nur, wenn 

wirklich etwas zusammenkommt, das heisst, wenn auch wirklich von 

dieser Ausnahme Gebrauch gemacht wird. Wir haben deshalb unsere 

Kollegen im Kanton Luzern gefragt. Der Kanton Luzern hat die Mu-

KEn bereits seit dem Jahr 2017 in Kraft, hat das MuKEn-Modul E, Ei-

genstrom, seit 2017 in Kraft, inklusive dieser Ersatzabgabe. Wir haben 

deshalb unsere Kollegen in der Verwaltung in Luzern gefragt, ob ihnen 

Fälle bekannt sind. Und sie haben uns gemeldet, ihnen seien im ganzen 

Kanton keine Fälle bekannt, in welchen von dieser Ersatzabgabe Ge-

brauch gemacht wurde. Das ist der Grund, warum wir uns schliesslich 

entschieden haben, auf diese Ersatzabgabe zu verzichten, weil sie of-

fensichtlich gar nicht wirklich benötigt wird. Ich glaube, es ist auch gar 

nicht attraktiv, denn, wie gesagt, in den allermeisten Fällen rechnet sich 

nämlich eine Solaranlage mit Eigenstrompflicht. Deshalb, um die Voll-

ziehbarkeit ein bisschen zu verbessern und in diesem Gesetz nicht einen 

rostigen Paragrafen zu produzieren, den dann der Freisinn mit ihrem 

«Rostigen Paragrafen» (Negativpreis für schlechte Gesetzgebung) ehrt. 

Das bringt nur Aufwand ohne Nutzen, deshalb haben wir auf diesen 

Zusatz verzichtet. Ich bitte Sie deshalb, diesen Minderheitsantrag abzu-

lehnen und dem Kommissionsantrag zuzustimmen.  

 

Abstimmung 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag und dem 

Folgeminderheitsantrag von Ann Barbara Franzen gegenüberge-

stellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 98 : 74 Stimmen (bei 0 Ent-

haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

§ 11. Wärmeerzeuger 

a. Grundsatz 

Abs. 1 

 

Keine Bemerkungen; genehmigt. 
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§ 11 Abs. 2 

Minderheitsantrag Christian Lucek, Sandra Bossert, Ann Barbara 

Franzen, Alex Gantner, Ulrich Pfister: 

Abs. 2 streichen. 

 

Minderheitsantrag Ann Barbara Franzen, Alex Gantner: 
2 (neu) Werden Wärmeerzeuger in bestehenden Gebäuden ersetzt, dür-

fen ab 2026 höchstens 20 kg CO2 aus fossilen Brennstoffen pro m2 

Energiebezugsfläche emittiert werden. Der Wert ist erstmals 2028 und 

anschliessend in Fünfjahresschritten um jeweils 5 kg CO2 zu reduzie-

ren. 

 

Alex Gantner (FDP, Maur), Präsident der KEVU: Wir machen also 

weiter mit Paragraf 11 und sind bei den Grundsätzen für Wärmeerzeu-

ger. In Absatz 1 wird neu gesetzlich festgehalten, dass der Energiebe-

darf von Neubauten für Heizung, Warmwasser, Lüftung und Klimati-

sierung ohne CO2-Emissionen aus fossilen Brennstoffen gedeckt wer-

den muss, also ein klares Bekenntnis zur Defossilisierung im Gebäu-

debereich. Hier sind wir uns wohl einig, dass dies heute schon grund-

sätzlich der Fall ist, wohl mit nur wenigen Ausnahmen. Ausnahmen soll 

es gemäss BBV-I-Entwurf auch in Zukunft geben können. So wird in 

Paragraf 47c vorgeschlagen, dass bei Neubauten der Einsatz fossiler 

Brennstoffe für die Abdeckung von Spitzenlasten im Umfang von ma-

ximal 30 Prozent des jährlichen Gesamtwärmebedarfs und bei wärme-

geführten Wärmekraftkoppelungsanlagen zulässig ist. Ein Teil der so-

genannten REDEM-Initiative, die Einzelinitiative 222/2015 von Herrn 

Niklaus Haller, fokussiert ebenfalls auf den CO2-Ausstoss von Wärme-

erzeugungsanlagen für Raumheizung und Warmwasser bei Neubauten. 

Ein Absenkpfad von zehn Jahren wurde dort in dieser Einzelinitiative 

vorgeschlagen. Absatz 1 im Energiegesetz wirkt nun sofort nach In-

kraftsetzung, ist also schärfer. Absatz 1 ist keine MuKEn-2014-Vor-

gabe, entspricht aber Artikel 10 Absatz 1 litera b des CO2-Gesetzes, wo 

steht, ich zitiere: «Ab 2023 dürfen Neubauten durch ihre Wärmeerzeu-

gungsanlage für Heizung und Warmwasser grundsätzlich keine CO2-

Emissionen aus fossilen Brennstoffen verursachen.» Bei der vorgese-

henen Inkraftsetzung dieser Teilrevision des Energiegesetzes auf den 1. 

Januar 2022 fangen wir also im Kanton Zürich bei den Neubauten um 

ein Jahr früher an. Absatz 1 war in der KEVU unbestritten.  
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Nun zu Absatz 2, das ist sicher der «Casus knacksus» dieser ganzen 

Vorlage. Ausserhalb der MuKEn-2014-Vorgabe beantragen der Regie-

rungsrat und die KEVU-Mehrheit Ihnen, dass beim Wärmeerzeugerer-

satz in bestehenden Bauten ausschliesslich Wärmeerzeuger mit erneu-

erbaren Energien eingesetzt werden müssen, wenn dies, erstens, tech-

nisch möglich ist und, zweitens, die Lebenszykluskosten um höchstens 

5 Prozent erhöht. Zur Betroffenheit: Gemäss Angaben der Baudirektion 

– das können Sie auch in der Weisung nachlesen – geht es um über 

120'000 Öl- und Gasheizungen, die gegenwärtig im Kanton Zürich in 

Betrieb sind und nach Ablauf ihrer jeweiligen Lebenszeit ersetzt wer-

den müssen. Zur Einordnung in die Gesetzgebung auf Bundesebene: 

Gemäss Totalrevision des CO2-Gesetzes Artikel 10 Absatz 1 litera a 

soll ab 2023 bei Altbauten, also bei den bestehenden Bauten, wie sie im 

Energiegesetz definiert sind, deren Wärmeerzeugungsanlage für Hei-

zung und Warmwasser ersetzt wird, in einem Jahr höchstens 20 Kilo-

gramm CO2 aus fossilen Brennstoffen pro Quadratmeter Energiebe-

zugsfläche verursacht werden dürfen. Der Wert ist in Fünfjahresschrit-

ten um jeweils 5 Kilogramm CO2 zu reduzieren. Erfüllt ein Kanton das 

Basismodul Teil F gemäss Absatz 3 dieses Paragrafen 11 unten, so 

greift diese Regelung aber erst 2026. Dieser umfassende Ansatz gegen-

über dem beantragten Lebenszykluskosten-Ansatz ist Gegenstand eines 

Minderheitsantrags, auf den ich nicht weiter eingehe. Die Details zu 

diesem Absatz werden gemäss Entwurf vom 29. Juni 2020 in einen 

neuen Paragrafen 47d in der BBV I geregelt. Was ist technisch mög-

lich? Im Entwurf steht, dass auf einen Vergleich einer mit fossilen 

Brennstoffen betriebenen Heizung einerseits mit einem Anschluss an 

eine Fernwärmeversorgung mit erneuerbaren Energien und andererseits 

mit einer Luft-Wasser-Wärmepumpe oder einer Erdsondenwärme-

pumpe verzichtet werden kann, wenn die erneuerbaren Systeme am 

Standort nicht verfügbar, zulässig oder technisch möglich sind. Für den 

Vollzug sollte dies allenfalls dann noch etwas präzisiert werden.  

Nun zu den Lebenszykluskosten, für die ja Paragraf 11 Absatz 2 die 

gesetzlichen Grundlagen schafft: Beim Ersatz von Wärmeerzeugern in 

bestehenden Bauten ist vorgängig ein Gesuch der kommunalen Baube-

hörde einzureichen und zur Beurteilung der Lebenszykluskosten ein 

Vergleich der Jahreskosten der beiden Systeme «fossil» beziehungs-

weise «nicht fossil» zu führen. Grundsätzlich handelt es sich um eine 

Formel beziehungsweise eine Summe der jährlichen Energie- und Be-

triebskosten sowie der Annuität der Investitionskosten, wobei Förder-

beiträge zu berücksichtigen sind. Formelelemente sind die Abschrei-



  37 

bungsdauer nach vom Mieterverband und HEV (Hauseigentümerver-

band) schweizweit gemeinsam erarbeiteten Lebensdauertabellen der zu 

tätigenden Investitionen, wohl basierend dann jeweils auf Offerten, die 

Energiepreise der vier vergangenen Kalenderjahre, die Teuerungsrate, 

der Diskontsatz der Kapitalverzinsung, die Mehrwertsteuer und die 

CO2-Abgabe als Mittelwert zwischen dem Abgabesatz im Jahr der Be-

willigung und dem Maximalsatz gemäss CO2-Gesetz. Die zu verwen-

denden exogenen Rechenwerte werden von der Baudirektion publiziert 

und eine Rechenhilfe wird zur Verfügung gestellt. Dies als Erleichte-

rung für den Gesuchsteller. Die Prüfung der Berechnung soll der priva-

ten Kontrolle unterstellt werden, wie dies in anderen Bereichen bei den 

Gebäuden schon Standard ist. Die kommunale Baubehörde erhält somit 

als Beilage zum Gesuch für den Wärmerzeugerersatz eine von einer 

Fachperson vorgeprüfte Berechnung, auf die sie sich abstützen kann. 

Hintergrund dieser neuen Vorgabe und Begründung des Regierungsra-

tes und der KEVU-Mehrheit ist die Erfahrung, dass in der Vergangen-

heit und heute die Eigentümerschaft von Wohnbauten in unterdurch-

schnittlicher Zahl das bestehende Heizsystem wechselt und sich kaum 

Gedanken über die Gesamtkosten einer Heizung über den ganzen Le-

benszyklus macht, sondern nur die zu Beginn fälligen Investitionskos-

ten anschaut. Zu erwähnen ist natürlich auch, dass diese Übung mit den 

Lebenszykluskosten nur derjenige machen muss, der einen fossilen 

Brennersatz ins Auge fasst. Entscheidet man sich für einen nicht fossi-

len Ersatz, entfallen alle Berechnungen und die entsprechenden Bemü-

hungen und Vorbereitungen. 

Hier noch ein zweiter und letzter Verweis meinerseits auf die REDEM-

Initiative: Diese sah einen Absenkpfad bei bestehenden Bauten über 18 

Jahre vor, das heisst spätestens nach 18 Jahre ab Annahme der Initiative 

wären keine neuen Heizungen mit fossilen Brennstoffen mehr zugelas-

sen. Wir können feststellen, dass auch hier die Stossrichtung der 

REDEM-Initiative aufgegriffen worden ist. Daher kann diese im Ge-

samtpaket mit der Vorlage 5614 abgelehnt werden.  

Eine KEVU-Minderheit lehnt diesen Ansatz, der aus ihrer Sicht eine 

Bevormundung darstellt und die Energiekosten beziehungsweise den 

bürokratischen Aufwand erhöht, ab. Im Namen der KEVU beantrage 

ich Ihnen, dem KEVU-Antrag, der dem Regierungsantrag entspricht, 

zuzustimmen und die beiden Minderheitsanträge abzulehnen.  

 

Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Ich spreche zu Absatz 

2, bei welchem die FDP Ihnen ja einen Ersatz, eine Alternative zum 

Lebenszykluskosten-Ansatz vorschlagen möchte. Ich gehe natürlich 
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auch in diesem Zusammenhang auf diesen Ansatz der Regierung ein. 

Ich betone, dass unser Antrag zu Paragraf 2 eine Alternative – und nur 

eine Alternative – zum Paragrafen der Vorlage 5614a darstellt. Wie be-

reits im Eintretensvotum vor einer Woche dargelegt, lehnt die FDP den 

im Absatz 2 eingeführten kumulativ anzuwendenden Lebenszykluskos-

ten-Ansatz ab. Demgegenüber haben wir diesen alternativen Lösungs-

ansatz einer Übernahme des CO2-Absenkpfades aus dem nationalen 

CO2-Gesetz heraus ins kantonale Energiegesetz entwickelt. So kann un-

serer Meinung nach der CO2-Ausstoss rasch und in gewünschtem Um-

fang im Rahmen der beschriebenen Zielvorgabe – das ist ab 2026 

höchstens 20 Kilogramm CO2 pro Quadratmeter Energiebezugsfläche 

– ab 2028 alle fünf Jahre um 5 Kilogramm CO2 gesenkt werden. Aus 

unserer Sicht ist dies der stringentere und angemessenere Weg für eine 

ambitionierte Klimapolitik im Gebäudebereich. Bei der Annahme des 

CO2-Gesetzes – und darauf hoffen wir – wird dann der verankerte Ab-

senkpfad für Gebäude sowieso ab 2023 oder 2026 in allen Kantonen 

greifen. Selbstverständlich ist der Ersatz von fossilen Energieträgern 

durch emissionsärmere oder emissionsfreie Alternativen nötig. Mit dem 

Absenkpfad gibt es nun eben genau diese Möglichkeit, die Defossilisie-

rung der Wärmeerzeugung derart auszugestalten, dass die ganze Palette 

der Brennstoffe in den Heizsystemen eingesetzt werden kann, immer 

vorausgesetzt, diese Brennstoffe sind erneuerbar. Das Setzen eines sich 

über die Zeit verändernden Grenzwertes bietet eine willkommene Ver-

einfachung des Narrativs immer gegenüber dem Lebenszykluskosten-

Ansatz. Einfach berechenbare Grenzwerte haben sich auch in anderen 

Bereichen etabliert – ich denke an die Verbrauchsvorschriften bei Fahr-

zeugen oder bei Geräten – und werden von der Bevölkerung akzeptiert. 

Für die Akzeptanz der Bevölkerung ist dies aus unserer Sicht ein ganz 

entscheidender Faktor. Das ist auch die Leitplanke beim nationalen 

CO2-Gesetz. Dieses Gesetz formuliert einen sportlichen Absenkpfad 

und damit eine Zielvorgabe, gibt aber eben auch mit Lenkungsabgaben 

oder Förderprogrammen konkrete Anreize für die Defossilisierung der 

Wärmeversorgung und macht damit den Ersatz fossiler Heizsysteme 

durch emissionsfreie Alternativen attraktiv.  

Ich möchte noch ganz kurz die Vorteile unseres Antrags noch einmal 

zusammenfassen: Die Übernahme des Absenkpfades ermöglicht eine 

rasche und umfassende CO2-Emissions-Reduktion. Die Übernahme des 

Absenkpfades verhindert nötige Anpassungen im Energiegesetz nach 

wenigen Jahren und wäre bereits schon heute mit den national anste-

henden Regulierungen konsistent. Die Übernahme des Absenkpfades 
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wird wegen der bekannten und in der Bevölkerung geschätzten Grenz-

wertthematik gut aufgenommen werden. Und die Übernahme des Ab-

senkpfades macht den Kanton Zürich zum echten Klimapionier.  

Warum lehnen wir den Lebenszykluskosten-Ansatz ab? Der Lebens-

zykluskosten-Ansatz ist ja nicht Bestandteil der MuKEn und in den 

Vorstellungen der Baudirektion – das hat der Kommissionspräsident 

Alex Gantner auch ausformuliert – eine lange, komplizierte Formel mit 

unbeeinflussbaren Vergangenheitsweltmarktpreisen für Energie, Offer-

ten für die Ersatzinvestitionen, die Anrechenbarkeit von kantonalen und 

Bundessubventionen, der Diskontsatz, die Hypotheken, die CO2-

Abgabe, wobei ein Mittelwert zwischen Abgabesatz im Jahr der Bewil-

ligung und dem Maximalsatz gemäss CO2-Gesetz angenommen wird, 

und letztlich ein ermittelter Normverbrauch. Sie sehen, eine wirklich 

akademische, komplizierte Formel. Aus unserer Sicht ist dies ein aka-

demischer Ansatz, der nicht in ein Gesetz hineingehört. Es gehen be-

stimmte Punkte, beispielsweise das persönliche Energieverbrauchspro-

fil, total verloren, und der Ansatz ermöglicht mit der Berücksichtigung 

der Förderbeiträge in der Formel auch deren Nutzbarmachung als 

Schraube, die in die eine oder andere Richtung gedreht, ja, manipuliert 

werden kann. Aus unserer Sicht ist das kein valabler Ansatz. Zudem hat 

sich gezeigt, dass der Lebenszykluskostenansatz, ein an sich interessan-

ter Ansatz, heute auch ohne ein Gesetz gelebt wird. Energieberater flu-

ten den Markt im Moment und verkaufen den Kunden … (Die Redezeit 

ist abgelaufen.) 

 

Christian Lucek (SVP, Dänikon): Es ist relativ anspruchsvoll, diese bei-

den Anträge innerhalb von fünf Minuten zusammen zu behandeln, denn 

hier geht es nun wirklich ums Eingemachte, um das Pièce de Résistance 

dieses Energiegesetzes. Ich spreche ganz kurz zum Minderheitsantrag 

Franzen, dessen Begründung wir jetzt soeben gehört haben. Es ist ja ein 

Copy-Paste aus dem nationalen CO2-Gesetz, zu dem bekanntlich das 

Referendum ergriffen wurde. Wird das CO2-Gesetz an der Urne ange-

nommen, käme diese Regelung automatisch. Wir basteln da im Mo-

ment eine «MuKEn 14 plus», das widerstrebt uns zwar, dass der Kanton 

diese Regelung vorwegnehmen soll. Sie ist dennoch das kleinere Übel 

als der «Zurich Finish», wir stimmen daher dem Minderheitsantrag 

Franzen zu, um ihn dann mit unserem Antrag, auf den ich jetzt gleich 

eingehe, gleich wieder zu streichen.  

Wenn dieser Kompromiss mit dem Antrag Franzen nicht zustande kom-

men sollte, was wir befürchten, sprechen wir hier jetzt über den «Zurich 

Finish». Nur schon die Redundanz von Absatz 2 und 3 wirft Fragen auf. 
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Zwar steht in den Erklärungen zum Gesetzestext, dass der Absatz 3 nur 

dann wirksam wird, wenn die Bedingungen nach Absatz 2 litera a und 

b nicht gegeben sind. Alles klar. Gute Legiferierung geht anders, da 

wird die Redaktionskommission sicher noch etwas zu tun haben.  

Nun aber zum eigentlichen Pièce de Résistance der Vorlage. Hier liegt 

der erwähnte «Zurich Finish» mit einer Regelung, welche weit über die 

MuKEn hinausgeht und de facto zum eigentlichen Verbot der fossilen 

Heizungen auch von bestehenden Bauten führt. Es ist voraussehbar, 

dass die Formulare und Formeln mit zahlreichen Variablen zur Berech-

nung der Lebenszykluskosten so ausgestaltet sind, dass sie in 99 Pro-

zent aller Fälle zuungunsten einer modernen effizienten Ölheizung aus-

fallen wird. Aus meiner Erfahrung als Hochbauvorstand meiner Ge-

meinde stelle ich fest, dass bei einem geplanten Heizungsersatz heute 

in den allerallermeisten Fällen erneuerbare Energien eingesetzt werden. 

Die Vermutung der Regierung im Erläuterungsbericht, dass – Zitat – 

«sich nur wenige Bauherrschaften mit solchen Lebenszyklusbetrach-

tungen auseinandersetzen und auch die langfristige Wirtschaftlichkeit 

der alternativen Heizsysteme erkennen», ist einfach falsch und ziemlich 

arrogant. Ich behaupte, die meisten Liegenschaftenbesitzer können 

mindestens so gut rechnen wie die Baudirektion. Doch es geht eben 

auch um den ungeplanten Heizungsersatz. Stellen Sie sich – ich komme 

wieder mit meinem Beispiel – ein Rentnerpaar vor. Es bewohnt ein Ein-

familienhaus aus den 70er-Jahren, energetisch nicht auf dem Stand der 

Zeit, und nun steigt mitten im Winter die Heizung aus. Da ist es mit der 

Wärmepumpe allein nicht getan, sondern es sind umfassende Massnah-

men an der Gebäudehülle notwendig. Zusammen mit den hohen An-

fangskosten der Wärmepumpe summieren sich die Kosten, welche das 

Rentnerpaar vielleicht nicht so einfach stemmen kann. Nun werden Sie 

auf die Härtefallklausel nach litera c verweisen. Die ist zwar gutge-

meint, taugt aber nichts. Denn, auch wenn Aufschub bis zur nächsten 

Handänderung gewährt wird, was macht dann die junge Familie, die 

das Elternhaus erbt? Auch da ist selten das Kapital einfach so da, um 

eine umfassende Sanierung durchzuführen. Und muss dann die von den 

Eltern im Rahmen der Härtefallregelung ersetzte, praktisch neue Hei-

zung rückgebaut werden? Ist das nachhaltig? Oder Eigentümer von 

grösseren Liegenschaften in Altbauten: Da besteht vermutlich kein 

wirtschaftlicher Härtefall, doch die Zwangssanierung führt zu hohen 

Kosten, welche sich empfindlich auf die Mietpreise niederschlagen 

werden. Es wäre dies das Ende der letzten günstigen Wohnungen im 

Kanton Zürich. Ich bin gespannt, was der Mieterverband dazu sagen 

wird, der in den KEVU-Verhandlungen nicht angehört wurde. Denn das 
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Letzte, was die Menschen derzeit brauchen, sind noch mehr staatliche 

Bevormundung und steigende Lebenskosten.  

Die bürgerlichen Parteien und der Hauseigentümerverband standen den 

MuKEn stets kritisch gegenüber. Nun wären wir bereit, diese zähne-

knirschend zu akzeptieren. Mit dem «Züri Finish» wird der Bogen je-

doch überspannt. Bieten Sie Hand zum Kompromiss, stimmen Sie dem 

Streichungsantrag zu. Ich danke Ihnen.  

 

Markus Bärtschiger (SP, Schlieren): Wir kommen nun also zum zent-

ralen Element der Vorlage oder, wie es der KEVU-Präsident genannt 

hat, zum «Signature-Artikel»: Bei Absatz 1 ist man sich noch einig. 

Dies ist wohl bereits ein immenser Fortschritt, ist aber nur ein Abbild 

der Tatsache, wie wir es heute auf den Baustellen im Kanton Zürich 

vorfinden. Es werden heute immer weniger Neubauten erstellt, die mit 

fossilen Brennstoffen geheizt werden. Bei bestehenden Bauten ist die 

Lage komplizierter, sowohl inhaltlich als auch politisch. Wenn die SVP 

bei bestehenden Bauten keine Beschleunigung, keinen sanften Druck 

hin zum Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen will, obwohl dies nur 

dann erforderlich ist, wenn es a) technisch möglich und b) auch noch 

finanziell tragbar ist, dann ist das für mich nicht verständlich. Der Kli-

maschutz ist leider nicht, wie das Christian Lucek letzten Montag ge-

sagt hat, längst auf Kurs, leider nein. Da hilft es auch nicht, wenn sich 

die SVP hinter Begriffen wie «Zurich Finish» versteckt oder die alte 

Story des betagten Ehepaars immer wieder repetiert; dies ist nicht ziel-

führend. Wir lehnen deshalb den Minderheitsantrag der SVP dezidiert 

ab.  

Die FDP ist hier differenzierter mit ihrem Minderheitsantrag. Sie will 

das CO2-Gesetz teilweise vorziehen. Dabei bleibt aber die nun erforder-

liche schnelle Umsetzung des Gesetzesinhaltes auf der Strecke. Das Ge-

setz wird unnötig verkompliziert. Weder der Umwelt noch den Hausei-

gentümern oder den Mietern ist damit geholfen. Das Übergangsgesetz, 

wie es Barbara Franzen nannte, ist so nicht griffig und bringt nicht die 

schnelle Plansicherheit, die nun nötig ist. Wir lehnen den Minderheits-

antrag deshalb ebenfalls ab.  

 

Franziska Barmettler (GLP, Zürich): Wir sind nun beim Filetstück die-

ser Vorlage. Dieses ist entscheidend für die Planungssicherheit und für 

die Wirksamkeit dieses Gesetzes. Dieser Artikel legt den Default für 

den Heizungsersatz fest. Default heisst «erneuerbar», soweit dies tech-

nisch möglich ist und über die Lebensdauer zu Mehrkosten von höchs-
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tens 5 Prozent führt. «Erneuerbar», das kann heissen «eine Wärme-

pumpe», «erneuerbar» kann aber auch heissen «100 Prozent Biogas», 

wenn sich das über die Lebensdauer im Vergleich rechnet. Es geht also 

darum, dass gerechnet wird. Das Gesetz legt aber auch Ausnahmerege-

lungen fest, wann dieser Default nicht gilt, etwa bei den Wärmenetzen 

oder bei einem Härtefall. Die Härtefallregelung ermöglicht die Gewäh-

rung eines Aufschubs bis zur nächsten Handänderung, wenn ein Ersatz 

technisch nicht möglich, wirtschaftlich nicht zumutbar oder in Anbe-

tracht der Gesamtumstände unverhältnismässig ist. 

Die SVP will diesen Default nicht. Sie will auch die MuKEn nur in 

einer stark abgeschwächten Form, wie wir gleich noch sehen werden. 

Die Vorschriften betreffend Ersatz von Wärmeerzeugern sollen erst bei 

Gesamtsanierungen zum Zug kommen, und bereits realisierte Standard-

lösungen sollen rückwirkend anerkannt werden. Die SVP tut damit dem 

Gewerbe keinen Gefallen. Und wie man mit diesem Schneckentempo 

die Klimaziele erreichen will, ist mir schleierhaft. 

Die FDP will den Default ebenfalls nicht, sie ist aber zumindest kreativ. 

Sie möchte beim Wärmeerzeugerersatz einen Absenkpfad gemäss nati-

onalem CO2-Gesetz ins kantonale Recht übernehmen. Eine solche Steu-

erung über Ziele ist zwar liberal, sie kommt aber im Jahr 2026 mit dem 

CO2-Gesetz sowieso. Zudem wird damit ein Systemwechsel eingeleitet 

– von der eher technischen MuKEn hin zur Steuerung über Zielvorga-

ben. Ein solcher Wechsel braucht Zeit und kann nicht in ein Gesetz ein-

fach so als Fremdkörper eingepflanzt werden. Die Idee tönt zwar gut, 

ist aber nicht durchdacht. Geben wir uns doch bis 2026 Zeit für diesen 

Wechsel, und vor allem: Sorgen wir dafür, dass wir die Zeit bis 2026 

nutzen. Dies tun wir mit diesem Gesetz. Wir lehnen die Minderheitsan-

träge ab. 

 

Florian Meier (Grüne, Winterthur): Öl- und Gasheizungen in bestehen-

den Gebäuden verursachen über 40 Prozent aller CO2-Emissionen im 

Kanton Zürich, und mehr als zwei Drittel aller versicherten Gebäude 

werden noch mit Öl oder Gas beheizt. Dabei sind fossil betriebene Hei-

zungen ein Relikt aus der Nachkriegszeit. Den letzten Innovations-

schritt haben sie schon seit vierzig Jahren hinter sich. Auf gut Deutsch: 

Das Verbrennen von Öl und Gas ist eine uralte Technologie. Genau da-

rum sieht die Gesetzesvorlage vor, dass Öl- und Gasheizungen, die das 

Ende ihrer Lebensdauer erreichen, durch erneuerbare Heizsysteme er-

setzt werden müssen.  

Damit diese Bestimmung mit Augenmass umgesetzt werden kann, gibt 

es eine praktische Ausnahme: Wird die erneuerbare Heizung über den 
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ganzen Lebenszyklus, inklusive Fördergelder, mehr als fünf 5 Prozent 

teurer, so gilt eine Ausnahme. Manche nennen es den «Signature-Para-

grafen», ich nenne es wie Franziska Barmettler das «Filetstück». Denn 

Ausnahmen im Sinne der Wirtschaftlichkeit sind zumutbar und verhält-

nismässig. Fossile Heizungen sind bei längerfristiger Betrachtung in 

den meisten Fällen teurer. Sie werden nur noch aufgrund kurzfristiger 

Entscheidungen installiert. Es braucht also diesen Paradigmenwechsel: 

weg vom kurzfristigen Denken hin zu einer langfristigen Betrachtung. 

Nur so kann der Ausstieg aus den fossilen Energien auch gesellschafts-

tauglich erfolgen. 

Nun, die SVP will diesen Absatz ersatzlos streichen. Nachdem Sie den 

Klimawandel allmählich akzeptieren, leugnen Sie jetzt die Dringlich-

keit. Das ist nur noch Trötzelei, mehr nicht. Eine mit Öl oder Gas be-

triebene Heizung, die heute installiert wird, die wird noch rund 20 bis 

25 Jahre genauso mit Öl oder Gas weiterlaufen. Das ist viel zu langsam. 

Gemäss dem Antrag sollen noch im Jahr 2038 Heizungen installiert 

werden dürfen, die pro Quadratmeter 5 Kilogramm CO2 emittieren. Die 

betroffenen Gebäude wären dann also etwa im Jahr 2060 CO2-neutral. 

Soll das etwa ein CO2-Absenkpfad sein? 

Nun, wir haben ja bereits gehört, die FDP findet es gar nicht tragisch, 

dass der Kanton Zürich energiepolitisch hintendrein hinkt. Dazu passt, 

dass der Antrag einem Abschnitt aus dem CO2-Gesetz gleicht, in den 

zusätzlich noch ein bisschen Verzögerung eingebaut wurde. Das CO2-

Gesetz verlangt nämlich, dass bestehende Gebäude, anders als im An-

trag gefordert, bereits ab 2023 noch höchstens 20 Kilogramm CO2 pro 

Quadratmeter emittieren dürfen. Und nur wenn a) diese Gesetzesände-

rung vor dem CO2-Gesetz in Kraft tritt und wenn b) die Bestimmungen 

in Absatz 3 des Paragrafen 11 nicht gelockert werden, darf die Bestim-

mung noch drei Jahre hinausgeschoben werden. Geschätzte Kollegin-

nen und Kollegen der FDP, gerade Sie legen doch besonders viel Wert 

darauf, die Umsetzung des Gesetzes bereits von vornherein zu kennen, 

das haben Sie immer wieder betont. Und jetzt stellen Sie selber einen 

noch viel abstrakteren Antrag, bei dem die Umsetzung noch unklarer 

ist. Sie sagen Ja zum Theoretischen, aber Nein zum Konkreten. Ich sage 

Ihnen: Glaubwürdiger Klimaschutz geht anders. Auch den Begriff 

«CO2-arm» haben wir schon gehört. Ich sage ihnen einfach: Einen CO2-

armen Energieträger gibt es nicht. Entweder er ist fossil, dann emittiert 

er Treibhausgase, oder aber er ist zu 100 Prozent erneuerbar und CO2-

frei. Eine Gasheizung wird nicht ökologischer, auch wenn Gas noch so 

häufig als umweltfreundlich verkauft wird. Und genau darum müssen 
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diese Heizungen komplett ersetzt werden. Mit halbbatzigen Lösungen 

kommen wir nirgends hin, schon gar nicht in Richtung Klimaziel.  

Die Fraktionen der Klimaallianz sind sich einig: Die Lebenszykluskos-

ten-Lösung ist eine Lösung mit Augenmass, und sie ist sowohl klima-

verträglich als auch gesellschaftsverträglich. Ich bitte Sie die beiden 

Minderheitsanträge abzulehnen. 

 

Konrad Langhart (parteilos, Stammheim): Ich kann es kurz machen, 

wahrscheinlich ist alles schon gesagt worden. Die CVP-Fraktion be-

kennt sich zum Filetstück dieser Vorlage und unterstützt daher auch den 

Antrag von Kommission und Regierung.  

Viele Hauseigentümer setzen seit geraumer Zeit auf erneuerbare Ener-

gien und nutzen mit moderner Technologie das mögliche Energiespar-

potenzial. Sie haben also bereits vorweggenommen, was in diesem Ab-

satz 2 angedacht wird. Sie leisten damit nicht nur einen wertvollen Bei-

trag zur Umweltpolitik, sondern haben damit längerfristig auch selber 

wirtschaftliche Vorteile. Die Hauseigentümer setzen auf lokale, inno-

vative Haustechniksysteme und fördern damit auch die KMU der Bau- 

und Haustechnikbranche, die Wertschöpfung bleibt also vermehrt im 

Inland. Diese Ausnahmemöglichkeiten, sie sind nötig, denn es kann 

technische Schwierigkeiten geben, es kann viel zu hohe Kosten verur-

sachen. Aber dafür haben wir eben diese beiden Ausnahmemöglichkei-

ten, die gegeben sind, daher bittet Sie die CVP-Fraktion, die beiden 

Minderheitsanträge zu Absatz 2 abzulehnen.  

 

Daniel Sommer (EVP, Affoltern a. A.): Weil jetzt schon alle relevanten 

Argumente für oder gegen diesen Paragrafen 11 genannt wurden, 

möchte ich mich in meinen Ausführungen in erster Linie auf das Reiz-

wort «Lebenszykluskosten» fokussieren. Denn dessen Bedeutung steht 

in erbitterter Konkurrenz zu den Investitionskosten, die meist nur mit 

einem kurzsichtigen Blick betrachtet werden. Als Produzent von Mö-

beln aus einheimischem Massivholz kenne ich das Problem, wenn es 

um die Rechtfertigung unserer Preise geht. Die sind nun mal höher als 

zum Beispiel die jenes Möbelhauses aus Schweden, dessen Namen mir 

gerade entfallen ist (gemeint ist IKEA). Einer Käuferschaft klar zu ma-

chen, dass sich die höheren Kosten, über die gesamte Lebensdauer be-

trachtet, ins Gegenteil verkehren, setzt schon ein erhebliches Mass an 

rhetorisch-missionarischer Fähigkeit voraus. Solche Überzeugungsar-

beit ist leider bei vielen Hauseigentümerinnen oder Investoren noch im-

mer bitter nötig. Denn noch heute wird beim Ersatz einer Heizung mit 
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fossilen Brennstoffen in drei von vier Fällen wieder eine solche einge-

baut.  

Dass die Wärmeerzeugung mit erneuerbarer Energie bis zu doppelt so 

teuer sein kann, ist eine Tatsache, die wir nicht klein reden müssen. Ge-

nauso wenig kann aber ignoriert werden, dass sich bei der Anschaffung 

einer zeitgemässen Heizung ohne fossile Brennstoffe die Investitions-

kosten auf die gesamte Lebensdauer mehr als zurückzahlen können. 

Das kann übrigens auch ein Argument gegenüber kreditgebenden Ban-

ken sein, bei welchen die Tragbarkeit eine wesentliche Rolle für die 

Kreditgewährung spielen.  

An dieser Stelle ein kurzer Einschub zum Paragraf 11c mit der Härte-

fall-Regelung: Christian Lucek hat schon mehrmals die tränenrührende 

Geschichte von diesem älteren Ehepaar oder generell Leuten erwähnt, 

die keinen Zugang mehr zu Finanzen haben. Auch das, da gebe ich ihm 

recht, ist eine Tatsache. Vielfach bekommen diese Leute keine Kredite 

mehr, um die nötigen Investitionen zu tätigen, die das Gesetz vor-

schreibt. Mit diesem Härtefall-Paragrafen setzen wir aber ein Signal an 

die Bevölkerung, dass der Gesetzgeber auch an jene Menschen gedacht 

hat, die bei ihren Eigenheimen nicht ohne Weiteres höhere Investitio-

nen tätigen können, um die neuen Gesetzesvorgaben zu erfüllen. Be-

grenzte liquide Mittel sind eine Realität, die insbesondere bei pensio-

nierten oder bei alleinstehenden Personen eine Tatsache sein kann. 

Hinzu kommt in diesem Punkt, dass es wenig Sinn macht, eine baufäl-

lige Liegenschaft zu sanieren, wenn schon von vornherein klar ist, dass 

die dereinstigen Erben diese ohnehin abreissen werden. Der Preis, nicht 

alle energetischen Vorgaben erfüllen zu können, steht dem Gewinn ge-

genüber, nicht unnötig wertvolle Baustoffe zu verschleudern. 

Natürlich können Mehrkosten für das neue Heizsystem höhere Mietein-

nahmen generieren. Dafür bilden sich dann im Gegenzug die geringeren 

Energiekosten in den tieferen Nebenkosten für die Mietenden ab. Letzt-

lich eine Win-win-Situation, hinter der auch Casafair steht, der Verband 

für umweltbewusste und faire Wohneigentümerinnen und -eigentümer. 

Aus dieser Verantwortung gegenüber Mensch und Umwelt befürwortet 

darum Casafair das neue Energiegesetz. 

Wenn es uns ernst ist, die Klimawende zu schaffen, müssen fossile 

Heizsysteme durch erneuerbare Wärmeerzeuger ersetzt werden. Tech-

nisch lässt sich das heute mit effizienten Wärmepumpen, modernen 

Holzheizungen oder durch Fernwärme problemlos realisieren. Barbara 

Franzen hat heute an anderer Stelle richtigerweise festgestellt, dass sich 

die Regierung die Sache sicher gut überlegt hat. Noch viel mehr gilt das 

für diesen Paragrafen 11, der entscheidend ist für die Erreichung der 
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Klimaziele. Die EVP will, dass wir zu einem energie- und klimapoli-

tisch fortschrittlichen Kanton werden und wird daher diesem «Zurich 

Finish» zustimmen.  

 

Ueli Bamert (SVP, Zürich): Ja, «Filetstück», «Signature-Artikel», 

«Klima-Deal», «Pièce de Résistance», dieser Artikel hat viele Namen, 

für mich ist es einfach ein Bürokratiemonster. Ich erkläre Ihnen viel-

leicht noch einmal kurz, was denn genau der Ablauf ist, wenn Sie eine 

Öl- oder eine Gasheizung ersetzen möchten: Sie wissen, die Lebens-

dauer kommt an ihr Ende, Sie machen die Planungen. Dann kommt zu-

erst einmal ein Beamter in Ihr Haus. Der schaut sich Ihr Haus an und 

gibt Ihnen dann eine Expertise, ob es technisch möglich ist oder nicht, 

eine erneuerbare Heizung einzusetzen. Er wird in 95 Prozent der Fälle 

zum Schluss kommen, dass es möglich ist. Als Nächstes kommt dann 

ein neuer Experte, der wird dann für Sie rechnen. Er wird die Lebens-

zykluskosten für Sie errechnen, als ob Sie das nicht selber könnten und 

als mündiger Konsument auch ohnehin machen würden. Auch dieser 

wird zu 95 Prozent zur Meinung kommen, dass es sich lohnt, dass es 

sich rechnet, also werden Sie eine erneuerbare Heizung machen müs-

sen, Sie haben keine Auswahl mehr. Und wenn die kleine Chance be-

steht, dass Sie diese beiden Klippen umschiffen, dann können Sie im-

mer noch nicht einfach eine neue Öl- oder Gasheizung installieren, da-

von reden wir hier nämlich fast nie. Dann kommen nämlich die Mu-

KEn, dann müssen Sie 10 Prozent Erneuerbar dazu bauen, auch das 

wird die Kosten um 50 bis 75 Prozent in die Höhe treiben. Also so oder 

so wird die Heizung teurer, werden die Investitionen steigen. Und ich 

sehe das Muster hinter diesem ganzen riesigen Bürokratieaufwand 

nämlich schon: Sie haben sich einfach nicht getraut, ein Verbot von Öl- 

und Gasheizungen ins Gesetz zu schreiben. Das hätten Sie doch eigent-

lich gewollt, aber Sie haben sich nicht getraut, weil Sie ganz genau wis-

sen, dass so ein Verbot nie und nimmer mehrheitsfähig ist. Also haben 

Sie einfach eine riesige Bürokratie aufgebaut. Sie haben der Hausbesit-

zerin, dem Hausbesitzer drei riesige Steine in den Weg gelegt, die diese 

zuerst aus dem Weg schaffen müssen, weil Sie genau wissen, dass sie 

das nicht können. Also werden die Öl- und Gasheizungen de facto ver-

boten. Das ist Ihr gutes Recht, aber es wäre wenigstens ehrlich gewesen 

zu sagen, dass Sie das eigentlich gleich von Anfang an verbieten möch-

ten.  

Dann ein Punkt zur Härtefallklausel: Wir haben hier mehrfach bereits 

davon gesprochen, ich meine, es ist natürlich schon ein Problem. Sie 

haben das vorhin wieder ausgeführt, dass das alte Ehepaar das Geld 
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dann schon irgendwoher kriege. Aber das Problem ist natürlich schon, 

wenn man diese Härtefallklausel anwendet – ich finde es schön, dass 

man sie eingefügt hat, aber sie ist meines Erachtens nicht praktikabel: 

Wenn dann so ein älteres Ehepaar tatsächlich als Härtefall taxiert wird, 

was ja auch schwierig ist – wann ist man ein Härtefall, wann nicht? –, 

da werden Sie mit mir einig sein, und man dem Ehepaar diese Pflicht, 

die Vorgaben zu erfüllen, erlässt bis zur nächsten Handänderung, wenn 

dann das nächste Ehepaar kommt und dieses Haus nach drei, vier, fünf 

Jahren kauft, dann reissen die eine Öl- oder Gasheizung raus, die erst 

fünf Jahre alt ist. Das ist sicher auch nicht sinnvoll.  

Ich bitte Sie also, diesen Streichungsantrag zu unterstützen. Wir haben 

gesagt, wir würden die MuKEn für sich, diese 10-Prozent-Regel, zäh-

neknirschend unterstützen. Auch ich werde sie unterstützen, obwohl Sie 

noch in der hintersten Ecke meine knirschenden Zähne hören werden. 

Wir sind einverstanden im Sinne eines Kompromisses. Damit gehen wir 

auch nicht weiter als andere Kantone, aber wir würden definitiv etwas 

zum Klimaschutz beitragen. Herr Bärtschiger, Sie haben gesagt, wir 

wollten keine Beschleunigung. Wir haben ja gesagt, dass wir die Mu-

KEn unterstützen würden. Das ist eine Beschleunigung, das kennen wir 

auch aus anderen Kantonen. Sie müssen nicht den Kopf schütteln, wir 

kennen es aus anderen Kantonen: Es werden deutlich weniger Öl- und 

Gasheizungen eingebaut, wenn diese MuKEn eingebaut sind. 

Und dann noch ein Wort zur FDP: Ihr Antrag steht ja wirklich sehr, sehr 

quer im Raum. Also ich finde es schön, dass Sie unseren Streichungs-

antrag grundsätzlich unterstützen würden, aber dass Sie jetzt einfach 

«Copy-Paste» aus dem CO2-Gesetz einen Artikel in dieses kantonale 

Energiegesetz einführen wollen, ist schon ein bisschen merkwürdig, 

denn Sie haben offenbar kein Vertrauen in Ihre eigenen Abstimmungs-

künste. Wir stimmen im Juni 2021 über dieses CO2-Gesetz ab. Wenn 

das Volk Ja sagt, dann wird Ihr Antrag, den Sie heute stellen, völlig 

obsolet, dann kommt es nämlich sowieso 2026. Und wenn das Volk 

Nein sagt, haben Sie quasi auf Vorrat den Volkswillen missachtet. Ich 

weiss nicht, ob das wirklich in Ihrem Sinne und im Sinne Ihrer Wähle-

rinnen und Wähler ist, liebe FDP. Ich habe geschlossen und danke für 

die Aufmerksamkeit.  

 

Sonja Rueff-Frenkel (FDP, Zürich): Ich möchte zuerst meine Interessen 

offenlegen: Ich bin im Beirat des Vorstands des Hauseigentümerver-

bandes Kanton Zürich und ich bin Vorsitzende der Parlamentarischen 

Gruppe Wohnen und Grundeigentum.  
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Sie haben bis jetzt alle bürgerlichen Minderheitsanträge abgelehnt und 

es zeichnet sich ab, dass auch die Minderheitsanträge zu Paragraf 11 

Absatz 2 abgelehnt werden, und über die Anträge betreffend Gas wer-

den wir wahrscheinlich am 22. Februar 2021 weiterdebattieren. Und 

beim Paragrafen 11 Absatz 2, ob «Filetstück» oder «Zurich Finish» 

spielt für Sie keine Rolle, das muss man einfach in Betracht ziehen, dass 

seit 1990 die Gebäudeeigentümer bereits auf freiwilliger Basis die CO2-

Emission des Gebäudeparks um 30 Prozent reduziert haben. Es werden 

bereits auf freiwilliger Basis jährlich 10,5 Milliarden Franken in die Sa-

nierung von bestehenden Bauten investiert, und dazu gehören eben 

auch die energetischen Sanierungen.  

Heute diskutieren wir über ein Energiegesetz und es geht wirklich vor 

allem darum, was Gebäudeeigentümer machen müssen, was man in Zu-

kunft machen muss. Und es geht nicht um die Neubauten. Bei Neubau-

ten ist klar, man plant von Anfang an mit Wärmepumpe, mit Fotovol-

taik-Anlage. Aber es geht um die bestehenden Bauten, und bei beste-

henden Bauten ist es nun einfach mal schwierig, wenn die Heizung aus-

steigt, sofort eine komplette energetische Sanierung zu machen. Es geht 

um die Zeit, die man dann nicht hat, und es geht um die Finanzierung, 

die man dann vielleicht auch noch nicht hat. Es geht bei diesen Minder-

heitsanträgen darum, dass das Wohnen nicht teurer wird. Denn alle 

Kosten, die ins Wohnen investiert werden müssen, sei es die Heizungs-

sanierung, sei es die Gebäudesanierung, können dann teilweise auch auf 

die Mieter überwälzt werden. Das darf man einfach nicht ausser Be-

tracht lassen. Es geht um das Wohnen, und wir müssen auch das im 

Auge behalten, dass die Kosten wirklich vernünftig angegangen wer-

den. Diese Minderheitsanträge haben eben auch das im Auge, dass nicht 

nur der Gebäudeeigentümer schnell, sofort eine komplette Sanierung 

machen muss, sondern dass auch für die Mieter, die am Schluss dann 

auch einen Teil mittragen müssen, das Wohnen nicht teurer wird. Bes-

ten Dank.  

 

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Vielleicht gleich anschliessend 

ans Votum von Sonja Rueff, zu den Leistungen, die die Wohneigentü-

mer bereits für den Klimaschutz erbracht hätten: Ja, wir spüren das. 

Aber wenn wir netto null erreichen wollen, bezieht das alle Bereiche 

ein und wir müssen uns jetzt rasch auf die Bereiche konzentrieren, in 

denen es einfach ist, und das ist der Gebäudebereich. Dort sind die Ziele 

einfach zu erreichen. In der Industrie, wenn es um Hochtemperaturan-

wendungen geht, beispielsweise in der Zementindustrie, oder in der 
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Mobilität, insbesondere im Flugverkehr, wird das wesentlich kompli-

zierter. Dort werden wir vermutlich nicht so schnell vorankommen. In 

der Landwirtschaft werden wir netto null möglicherweise nicht einmal 

erreichen können. Es ist aus Klimaschutzgründen also wichtig, dass wir 

hier vorwärtsmachen.  

Barbara Franzen hat in ihrem Votum gesagt, es gehe um Grenzwerte, 

wir bräuchten klare Grenzwerte. Dann bitte ich Sie, lesen Sie den Ab-

satz 2 nochmals ganz genau durch: Es hat einen Grenzwert drin, und 

dieser Grenzwert ist null Kilogramm CO2. Was die FDP fordert, ist 20 

Kilogramm CO2 vier Jahre später, also eine massive Aufweichung. Be-

gründen tun Sie dies mit den Lebenszykluskosten, diese seien nicht ver-

tretbar. Nun, ich verstehe nach wie vor nicht, wie man auf diese Haltung 

kommen kann. Sie sind eine eigentümerfreundliche Lösung, diese Le-

benszykluskosten. Sie sagen nämlich einzig und allein, wann man die-

sen Grenzwert nicht einhalten muss, nämlich dann, wenn es teuer und 

kompliziert ist, dann kann man eine andere Lösung realisieren, eine Lö-

sung, mit der man diesen Grenzwert nicht einhalten muss. Was ist da 

genau das Problem? Oder wie wollen Sie es lösen, wenn man das ganze 

20-Kilogramm-CO2 nicht einhalten kann? Da haben Sie keine Lösung. 

Irgendetwas braucht es aber, denn möglicherweise ist es tatsächlich 

nicht überall möglich.  

Dieser Lebenszyklus-Ansatz sagt auch nicht, dass man nachher eine 

Wärmepumpe installieren muss, wenn sich dann vielleicht in der Ana-

lyse herausstellt, dass es das Günstigste ist. Das muss man nicht, man 

kann auch trotzdem beispielsweise eine Holzheizung einbauen. Man 

kann irgendeine andere Lösung einbauen, die diesen Grenzwert einhält. 

Man kann so viel Geld ausgeben wie man möchte oder eben die Lösung 

nehmen, die man präferiert, man muss einfach den Grenzwert einhalten. 

Wenn es teuer und kompliziert wird – das zeigen dann die Lebenszyk-

luskosten –, dann kann man darauf verzichten. Ich bitte Sie, stimmen 

Sie dem KEVU-Antrag zu. Dieser ist im Interesse des Klimas, der Ei-

gentümer und der ganzen Gesellschaft. Herzlichen Dank.  

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Also grundsätzlich ist der Sinn 

dieses Gesetzes – wenn wir jetzt beim Herzstück sind und darüber dis-

kutieren – ganz einfach, den CO2-Ausstoss im Kanton Zürich zu redu-

zieren, und das geht nur, indem wir die Instrumente, die CO2 produzie-

ren und fossile Brennstoffe verbrennen – das sind Erdöl- und Erdgas-

heizungen –, unter die Lupe nehmen und uns fragen: Können wir mit 

diesen Heizungen weiterfahren oder müssen wir auf diese Heizungen 

verzichten, damit das CO2 im Kanton Zürich reduziert werden kann? 
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Jetzt gehe ich davon aus, dass auch die FDP im Grundsatz damit ein-

verstanden ist, dass wir diesen Weg gemeinsam gehen. Aber, geschätzte 

FDP, Sie sind immer furchtbar halbherzig bei der Sache. Sie können 

sich nie richtig durchringen, einfach einmal Ja zu sagen, sondern es ist 

immer ein Ja und dann ein grosses Aber. Diesen Eiertanz haben wir 

auch jetzt wieder bei den Lebenszykluskosten. Wir haben hier eine ge-

niale Lösung: Wir berechnen, wie teuer der Ersatz zu stehen kommt, 

und zwar über die ganze Dauer des Einsatzes einer Wärmepumpe oder 

einer Ölheizung, und vergleichen das. Und wenn es dann 5 Prozent teu-

rer ist, kann man unter gewissen Auflagen dann doch die konventionelle 

Heizung einsetzen. Warum haben wir das gemacht? Weil wir eben ei-

nen Überblick über die Kosten wollen. Wir wollen den Leuten Kosten-

wahrheit geben. Wir wollen den Leuten reinen Wein einschenken. Mit 

einer Absenkung von 20 Prozent CO2 weiss niemand genau, wie teuer 

das ist; das ist eine theoretische Angabe. Mit diesem Artikel 11 Absatz 

2 haben wir eine ganz klare Bestimmung, die sagt: Wenn es 5 Prozent 

teurer ist, dann musst du es unter gewissen Bedingungen nicht machen. 

Darum können Sie den Leuten, den Mieterinnen und Mietern und den 

Vermieterinnen und Vermietern nicht sagen «Es wird jetzt uh teuer», 

sondern es wird maximal 5 Prozent teurer in den Nebenkosten. Ich 

glaube, das ist eine ganz wichtige Botschaft und schmälert jede Speku-

lation über die Kosten des CO2-Ausstiegs im Heizungsbereich. Es ist 

klar, Ueli Bamert, Sie finden das jetzt alles furchtbar kompliziert. Aber 

es gibt ja ganz viele Leute – das haben wir von Barbara Franzen gehört 

–, die das bereits heute machen, obwohl es angeblich so furchtbar kom-

pliziert ist. Aber ich verstehe Sie natürlich, Ueli Bamert, Ihre Aufgabe 

ist es, Erdöl zu verkaufen oder zuzusehen, dass das weiterhin gemacht 

wird, und da macht Ihnen jetzt halt der Klimawandel einen Strich durch 

die Rechnung. Das ist jetzt halt die Realität, die wir auch nicht ändern 

können, Sie wissen ganz genau, dass es darum geht, das CO2 zu redu-

zieren, dieses Gesetz braucht es im Kanton Zürich. Sie können hier jetzt 

schon «schwurbeln» und sagen «Nein, geht nicht, ist zu kompliziert, 

können wir nicht, dann kommen Beamte», Sie können tausend Gründe 

finden, am Ende ist Ihr Motiv ja nur: Wir wollen weiter Erdöl verkau-

fen. Und dazu stehen wir Grüne überhaupt nicht, wir wollen das CO2 

reduzieren und wir wollen einen Kanton, eine Schweiz und einen Pla-

neten hinterlassen, auf dem auch unsere Enkel leben können. Ich danke 

Ihnen.  

 

Christoph Marty (SVP, Zürich): Wir sind uns hier wohl alle einig, dass 

die Verfeuerung von Erdöl und Erdgas zur Gewinnung von Heizwärme 
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einen Anachronismus darstellt, der so nicht mehr zukunftsfähig ist. Ein 

Energiegesetz einzuführen, welches diesem Umstand Rechnung trägt, 

ist daher nur angemessen und richtig. Die Probleme beginnen aber mit 

der Radikalität der Umsetzung. Ein erheblicher Teil der Gebäudebe-

stände ist deutlich älter als der aktuelle Technologiestandard bei der 

Wärmegewinnung und mit diesem nicht kompatibel. So brauchen Ge-

bäude, bei denen die Wärme über Radiatoren abgegeben wird, deutlich 

höhere Vorlauftemperaturen, als mit den als Alternative propagierten 

elektrisch betriebenen Wärmepumpen generiert werden kann. Wenn 

also an einem solchen Gebäude der Ersatz des Heizkessels ansteht, wel-

cher relativ günstig vorgenommen werden kann, so steht nun mit die-

sem Gesetz der Ersatz des kompletten Heizsystems an. Das wird den 

Abbruch oder die Kernsanierung vieler Gebäude beschleunigen, vor al-

lem auch von Gebäuden, welche das Ende ihres Lebenszyklus noch 

nicht erreicht hätten. Verschiedene Ratskollegen wiesen mit gutem 

Grund darauf hin, dass sich das neue Gesetz, wie vorgesehen, als Segen 

für das Installateur- und Baugewerbe erweisen werde. Das ist zweifel-

los richtig. Aber macht das technisch-wirtschaftlich auch Sinn, wenn 

Sie zum Beispiel zwei faule Zähne im Mund haben, zwecks Behand-

lung den Zahnarzt aufsuchen und dieser reisst Ihnen dann alle Zähne 

aus und verpasst Ihnen eine Prothese, weil das heute so gemacht werden 

muss? Dann können Sie damit wohl wieder beissen, richtig glücklich 

werden Sie damit wohl nicht. Auch hat das Ganze eine starke soziale 

Komponente. Einem Kollegen der Alternativen Liste ist das letzte Wo-

che auch aufgefallen: Das sind nicht die Reichen, die hier an die Kasse 

kommen, die sind technisch längst up to date, das betrifft den Mittel-

stand und den unteren Mittelstand. Wenn der Herr Baudirektor und ver-

schiedene andere hier auch angesichts ihrer Einkommenssituation sa-

gen können, 5 Prozent gingen immer, dann ist das sicher für die eine 

oder andere persönliche Situation zutreffend, eine Volksmehrheit – na 

ja – deckt diese Aussage wohl nur bedingt ab. Soll nun also ein Immo-

bilienbesitzer vor einem Öl- oder Gasbrennerersatz ein Gutachten ver-

fassen lassen, welches belegen wird, dass ein Totalersatz der gesamten 

Wärmeerzeugung und -verteilung Kosten generieren würde, welche 

auch längerfristig über den 5 Prozent zu stehen kämen, dann mit den 

zusätzlich eingestellten Staatsangestellten darüber verhandeln und sich 

dessen Ermessensspielraum ausliefern, ob das auch so ist? Ja, so würde 

es kommen. Und die Durchsetzung dieses radikalen Energiegesetzes 

wird eine weitere Aufblähung des Verwaltungsapparates zur Folge ha-

ben. Diese Überlegungen werden sich also auch die Eigentümer von 

Mietshäusern machen müssen. Viele werden zum naheliegenden 
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Schluss kommen: Wenn schon projektieren, warum denn nicht gleich 

richtig? Was sagen Sie dann also den Mietern, die ihre Wohnungen ver-

lieren werden, weil diese kernsaniert oder gleich abgebrochen werden? 

Dumm gelaufen, wir haben es doch nur gut gemeint, wegen dem Klima 

und so? Und eben: Was ist mit den Wohneigentümern im Pensionsalter, 

die über Wohneigentum verfügen und damit auf dem Papier zwar wohl-

habend sind, aber aufgrund ihrer Einkommenssituation schlicht und 

einfach nicht über die Mittel verfügen, solche Investitionen zu stem-

men, und genau aus diesem Grund keine Hypotheken mehr erhalten? 

Sind dann die 5 Prozent auch kein Problem?  

Dieses Gesetz wird in seiner aktuellen Form eine erhebliche Anzahl von 

Menschen in unserem Kanton in existenzielle Schwierigkeiten bringen. 

Und das wird ohne Not geschehen, sondern einfach darum, weil der 

naive Kinderglaube an eine bevorstehende Klimakatastrophe wohl end-

gültig im Mainstream angekommen ist. Dabei geschieht doch nur, was 

schon immer geschehen ist, seit es diesen Planeten gibt: Das Klima 

wandelt sich, eigentlich die natürlichste Sache der Welt (Zwischenrufe). 

Mit diesem Gesetz die Brechstange anzusetzen, ist doch eher unschwei-

zerisch, wäre es doch die Kernaufgabe dieser Regierung und dieses Par-

laments, Lösungen auszuarbeiten, welche auch die soziale Wohlfahrt 

der Menschen in diesem Kanton, wenn schon nicht verbessert, so doch 

mindestens erhält … (Die Redezeit ist abgelaufen.) 

 

Ulrich Pfister (SVP, Egg): Meine Interessenbindung: Ich bin im Vor-

stand des Hauseigentümerverbandes Uster. Florian Meier wirft der SVP 

vor, zu trödeln. Das trifft nicht zu. Die SVP will ein sinnvolles Energie-

gesetz, welches ohne Zwang denselben Effekt erreicht wie die von 

Links-Grün geforderten Massnahmen und Zwänge. Die SVP ist auch 

grün, aber vernünftig grün und nicht mit Zwang. Jeder vernünftige 

Hauseigentümer wird, wenn irgendwie möglich, auf eine fossile Hei-

zung verzichten. Schon heute werden praktisch keine fossilen Heizun-

gen mehr durch eine fossile Heizung ersetzt, dies aber ohne Zwang. Es 

sind nicht, wie Daniel Sommer erwähnt hat, drei Viertel der Heizungen, 

die wieder durch eine fossile Heizung ersetzt werden, es ist ein kleiner 

Teil – mit wenigen Ausnahmen. Die bereits erfolgten Anstrengungen 

der Hauseigentümer werden hier nicht anerkannt. Ich zähle mich auch 

zu den grünen SVP-lern, ich habe meine Liegenschaft bereits vor 13 

Jahren mit einer Erdsondenheizung ausgestattet, ohne Zwang, ohne 

Druck, ohne Beiträge der öffentlichen Hand, einfach aus Vernunft. Die-

sen Absatz des Paragrafen 11 braucht es nicht, die Hauseigentümer sind 

vernünftig und grün. Danke.  
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Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen) spricht zum zweiten 

Mal: Ich möchte auf gewisse Voten replizieren:  

Florian Meier, das Offensichtliche hast du genannt: keine Öl- und Gas-

heizungen alten Zuschnitts, nämlich mit fossilen Brennstoffen, da sind 

wir uns einig. Ich denke, der FDP-Ansatz aus dem CO2-Gesetz mit dem 

Absenkpfad würde hier eben auch sehr schnell einen Riegel schieben. 

Er würde auch die Beimengungen von erneuerbaren Energien steigern. 

Ich glaube, wir haben einen politischen Konsens: keine Öl- und Gas-

heizungen alten Zuschnitts mehr, sondern mehr erneuerbare Brenn-

stoffe. Es ist eben nicht so, dass wir hier ein Übergangsgesetz schaffen 

wollen, sondern wir wollen verhindern, dass wir mit der Vorlage, wie 

wir sie heute beraten, in eine Übergangsregelung, in eine Übergangsle-

giferierung hineingeraten, bis das nationale CO2-Gesetz kommt, und an 

diesem orientieren wir uns. Es ist gesagt worden, dass es um das Rech-

nen gehe. Das ist richtig. Es ist auch gesagt worden, dass es um eine 

geniale Lösung mit dem Lebenszykluskostenansatz gehe. Da möchten 

wir doch etwas differenzieren und möchten das nicht so als «Ja, aber» 

verstanden haben, aber eben doch als differenziert, und auch das muss 

ja hier erlaubt sein. Aus unserer Sicht ist der Lebenszykluskostenansatz, 

also die Betrachtung der Lebenszykluskosten, ein durchaus valabler 

Ansatz. Wir stellen einfach die Frage, ob es notwendig ist, dass dieser 

Ansatz ins Gesetz hineingeschrieben wird. Und da sind wir dezidiert 

der Meinung: Nein, es ist nicht notwendig. Es hat sich in den letzten 

Jahren gezeigt, dass Anbieter von entsprechenden Lösungen – Fotovol-

taik oder Wärmepumpen – mit spezialisierten Energieberatern die 

Hausbesitzer im Sinne dieser Fragen, Fragen der Kosten über den gan-

zen Lebenszyklus einer Anlage, umfassend beraten. Und es ist durchaus 

erwünscht, dass eine ganzheitliche Abwägung von Investitions- und 

Lebenszykluskosten gemacht wird, da haben wir gar nichts dagegen. 

Aber wir sind der Meinung, dass es hier keine Aufnahme ins Gesetz 

braucht.  

Aus unserer Sicht – ich sage es gerne nochmals – wäre eine einfachere, 

eine verständlichere Regulierung zentral. Und wir sind der Meinung, 

dass der Lebenskostenansatz, wie in den BBV I vorgeschlagen wird, 

eben keine solche einfache Regulierung ist, sondern dass das eine gera-

dezu akademische Rechnerei ist. Für uns ist klar, wir wollen eine Steu-

erung über Zielvorgaben. Wir wollen den Klimaschutz kompatibel mit 

nationaler Regulierung, aber wir wollen keinen bürokratischen Ansatz, 

und darum wenden wir uns gegen den Lebenszykluskosten-Ansatz. 

Besten Dank.  
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Ueli Bamert (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Danke, dass Sie 

mir nochmals das Wort für eine kurze Replik erteilen, ich muss da, Herr 

Forrer, schon kurz auf Ihre Aussagen reagieren: Sie können schon im-

mer sagen, es werde dann nur 5 Prozent teurer, aber wieso braucht es 

dann dieses Gesetz? Das konnten Sie immer noch nicht schlüssig erklä-

ren. Wenn es sich wirklich rechnet, dann macht das der Hauseigentümer 

auch. Das Problem sind die Anfangsinvestitionen – das wurde jetzt 

wirklich oft genug gesagt –, und es muss am Ende dem Hauseigentümer 

überlassen bleiben, welches Heizsystem er einbauen will und welches 

nicht. Aber es sagt halt einiges über Ihr Menschen- und Gesellschafts-

bild aus: Der Bürger ist dumm. Man muss ihn erziehen wie ein Klein-

kind. Nur der Staat, nur die Grünen wissen, was richtig ist. Da haben 

wir halt einfach ein bisschen ein anderes Menschenbild, Herr Forrer.  

Und dann noch zu Ihrem plumpen Angriff auf meine Person: Sie kön-

nen versichert sein, ich würde diese Haltung auch vertreten, wenn ich 

beruflich ganz woanders tätig wäre. Denn ich bin halt wirklich ein von 

Grund auf liberaler Mensch, der der Meinung ist, dass der Bürger am 

Schluss entscheiden soll, und nicht der Staat und irgendwelche Par-

teien. Sie haben es so gedreht: Ich setzte mich für die finanziellen Inte-

ressen meiner Branche ein. Das stimmt natürlich schon, am Ende des 

Tages wollen meine Mitglieder ihr Geschäft weiter betreiben können. 

Ich sehe es aber von der anderen Seite her: Ich setze mich hier für 

gleichlange Spiesse ein. Ich setze mich dafür ein, dass jeder nach seiner 

Kraft auf dem Markt bestehen kann, während Sie und sehr viele Ange-

hörige der Klima-Allianz sich dafür einsetzen, dass ein marktverzerren-

des Gesetz gewissen Marktteilnehmern neue Vorteile bietet und die 

nicht genehmen Marktteilnehmer aus dem Markt drängt. Ich überlasse 

es jetzt den Zuschauern am Livestream zu Hause zu urteilen, was sym-

pathischer ist, der Einsatz für gleichlange Spiesse oder der Einsatz für 

ein marktverzerrendes Gesetz. Besten Dank.  

 

Sonja Gehrig (GLP, Urdorf): Ich möchte noch kurz etwas zum Argu-

ment der FDP und SVP sagen, dass die Mieter mehr bezahlen müssten. 

Das ist nicht zwingend so, und zwar aus folgenden Gründen: Im Grund-

satz darf davon ausgegangen werden, dass die variablen Nebenkosten 

nach energetischen Sanierungen sinken werden. Allfällige Umwälzun-

gen von Investitionskosten in erneuerbare Energieträger auf Mietpreise 

werden damit längerfristig kompensiert durch tiefere Ausgaben bei den 

Nebenkosten. Und da kommen eben die Lebenszykluskosten ins Spiel. 

Wir müssen uns aber auch klar sein: Diese Vorlage zum Energiegesetz 
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dient vor allem dem Klimaschutz – ein Thema, das schon überfällig ist, 

ein Thema, bei dem wir dringend vorwärtsmachen müssen, ein Thema, 

das uns alle betrifft. Und dem Klimaschutz dient nun mal primär die 

Senkung der CO2-Emissionen, das ist das eigentliche Ziel. Sozialpolitik 

dient primär der Unterstützung von weniger privilegierten Personen o-

der der Absicherung von uns allen, wenn wir einmal weniger verdienen, 

zum Beispiel im Rentenalter mit dem Drei-Säulen-System. Sozialpoli-

tik ist aber nicht deckungsgleich mit Klimaschutzpolitik, und ich weiss 

auch nicht, ob das wirklich die Absicht der SVP ist, das zu betonen. 

Hier geht es primär um Klimaschutz, um finanzielle Anreize und An-

forderungen im Gebäudebereich. Und ja, gegen 80 Prozent der fossilen 

Heizungen werden immer noch durch fossile Heizungen ersetzt, leider.  

Die Befürchtungen der SVP und FDP betreffen aber vor allem grosse 

Städte, also Zürich und Winterthur, dort wohnen die meisten Mieterin-

nen und Mieter. Die Stadt Zürich hat extra eine Studie für sozialver-

trägliche Lösungen im Umgang mit dem Klimawandel in Auftrag ge-

geben. Und sie hat schon vor fünf Jahren einen Leitfaden mit Erfolgs-

faktoren für sozial nachhaltige Ersatzneubauten und Sanierungen her-

ausgegeben. Er richtet sich an Investierende, Planende und Angestellte 

der Stadt. Die Erfolgsfaktoren zeigen, wie die soziale Dimension der 

Nachhaltigkeit – neben der ökologischen und der wirtschaftlichen Di-

mension – bei Ersatzneubauten und Sanierungen berücksichtigt werden 

kann und soll. Die Stadt Zürich bemüht sich da sehr im Bereich des 

ökologischen und sozialverträglichen Bauens. Es geht da auch um den 

Erhalt der sozialen Vielfalt in den Stadtquartieren. Das Ziel einer sozial 

durchmischten Stadt ist im Programm «Wohnen» des Stadtrates festge-

schrieben, es ist auch in der Gemeindeordnung, also in der Verfassung, 

verankert. In den Städten werden vermehrt Verdichtungen im Raum 

verlangt, dazu braucht es Ersatzneubauten, und flankierende Massnah-

men zur Berücksichtigung sozialer Aspekte werden wichtig. Ein wich-

tiger Erfolgsfaktor sind bezahlbare Mieten dank Kostenreduktion und 

angemessener Belegung. Tiefe Mieten bei Ersatzneubauten oder Sanie-

rungen können mit einer Senkung des Wohnflächenverbrauchs pro 

Kopf, optimierten Grundrissen und Abstrichen beim Ausbaustandard 

erreicht werden. Mit einer Flächenbeschränkung können auch mehr 

Personen von preisgünstigen Wohnungen profitieren, dafür stehen 

mehr Gemeinschaftsräume und zumietbare Zimmer zur Verfügung. Die 

Leuchttürme mit Strahlkraft, wie die Siedlungen «Kalkbreite», «Kro-

nenwiese» oder «Mehr als Wohnen» kennen wir wohl alle. Bei Sanie-

rungen ist eine frühzeitige Kommunikation und Unterstützung der Mie-

terinnen und Mieter und Eigentümerinnen und Eigentümer wichtig. 
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Kündigungen und Kaltwohnungen sind zu vermeiden. Das alles sage 

ich, um zu betonen, dass dort, wo die meisten Mieterinnen und Mieter 

wohnen, also in der Stadt Zürich, im Bereich «sozialverträgliches Woh-

nen» schon viel getan wird. Natürlich wird es auch Härtefälle geben, 

aber mit langfristiger Perspektive und mit Blick auf günstigere Neben-

kosten dank Umstieg auf erneuerbare Energien und Sanierungen kann 

dem begegnet werden. Bleiben wir also auf dem Boden der Klimapoli-

tik und diese hat heute Priorität. Besten Dank.  

 

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon) spricht zum zweiten Mal: Wir 

haben es heute oft gehört und ich habe das Gefühl, dass es hauptsächlich 

der – von mir aus (vom Rednerpult aus) gesehen – rechten Ratsseite 

heute nur darum geht, den Teufel an die Wand zu malen. Auch da würde 

sich wieder einmal ein Blick ins Gesetz lohnen – und nicht in die Inter-

pretation, die man irgendwo liest. Es ist ganz klar: Im Gesetz gibt es 

nirgends eine Sanierungspflicht. Das heisst, das Ehepaar, das jetzt an-

geführt wurde, dessen Heizung ausfällt, wird, wenn es im Winter pas-

siert, mehr oder weniger am nächsten oder am übernächsten Tag eine 

Ersatzheizung haben, die dann vor, neben oder hinter dem Haus steht, 

damit es grundsätzlich weiter heizen kann. Und dann wird es einen Hei-

zungsersatz machen müssen. Eine Sanierungspflicht hat das Ehepaar 

nicht. Es wäre sicher sinnvoll, wenn es diese Gelegenheit gleich nutzen 

würde, um zu sanieren, aber es gibt diese Pflicht nicht. Es kann also 

einfach wieder eine Heizung mit der gleichen Leistungsfähigkeit ein-

bauen. Diese hat einfach eine Vorgabe, und das ist: Sie muss den Grenz-

wert von null Kilogramm CO2 einhalten. Sie hat also auch gleich lange 

Spiesse wie alle anderen Heizungen, denn es geht ja nur um den Grenz-

wert. Mit dem Lebenszyklus-Ansatz kann man nun auch berechnen, ab 

wann man wieder eine Ölheizung auf fossiler Basis einbauen kann, 

wenn man das möchte. Dann kann die Berechnung zeigen, dass das 

geht, wenn es sehr teuer würde, sofern man die Grenzwerte einhält. Die 

Basis für die Lebenszykluskosten ist auch nicht irgendwie ein Fantasie-

energieverbrauch, sondern das ist der Energieverbrauch aus der Ver-

gangenheit. Das heisst also: Genau bei diesem Haus, das schlecht iso-

liert ist und eine höhere Vorlauftemperatur braucht, wird natürlich die 

Wärmepumpe ineffizienter, auch wenn es dort technische Fortschritte 

gibt und Wärmepumpen das besser erreichen können. Es wird also inef-

fizienter und möglicherweise – oder ziemlich sicher – dadurch auch 

teurer. Vielleicht ist dann tatsächlich dort aufgrund dieses Lebenszyk-

luskostenansatzes eine Ölheizung auf fossiler Basis wieder zulässig.  
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Was Barbara Franzen vorhin gesagt hat, «wir wollen es anders, es ist 

kompliziert», ja wie wollen Sie es dann? Es geht ja genau darum, hier 

Willkür zu vermeiden. Es wird ganz klar gesagt, wie diese Lebenszyk-

luskosten berechnet werden. Es gibt nachher nicht irgendeine Gemein-

debehörde, die sagt, «ja, gut, also ich glaube, hier sind die Lebenszyk-

luskosten höher» oder «nein, hier nicht, ich weiss nicht aus welchen 

Gründen». Hier haben wir eine klare Vorgabe, und die wird es auch 

brauchen, sonst haben wir einfach Willkür, wenn es darum geht zu sa-

gen, zu entscheiden, ob diese Lebenszykluskosten höher oder tiefer 

sind. Und zu guter Letzt, für den Fall, dass man zwar tatsächlich güns-

tigere Lebenszyklus-, aber höhere Investitionskosten hat, die sich aber 

ja nur auf den Heizungsersatz beziehen und nicht auf eine Gesamtsa-

nierung, dann greift die Härtefallklausel. Dann ist es also auch noch-

mals möglich, auszugleichen. Wenn Sie das verstehen würden, dann 

hätten Sie auch kein Problem damit, diesem Gesetz zuzustimmen.  

 

Daniel Sommer (EVP, Affoltern a. A.) spricht zum zweiten Mal: Am 

besten verstehe ich mich mit Ueli Pfister, wenn wir miteinander über 

Apéro und Wein diskutieren. Bei seinem Votum hat mich aber schon 

gestochen, dass er mir vorgeworfen hat, das stimme nicht, dass drei von 

vier Hauseigentümerinnen und -eigentümern, Investorinnen und Inves-

toren ihre Ölheizung wieder durch eine Ölheizung ersetzen. Das ist 

keine Erfindung von mir, das ist eine Erklärung, eine Grundlage der 

Verwaltung, die uns in der Erarbeitung dieses Gesetzes begleitet hat. 

Und ich muss doch sagen, ich habe relativ hohen Respekt vor der Mei-

nung und der Fachkenntnis dieser Fachleute und muss jetzt leider Ueli 

Pfister sagen, dass ich diesen mehr glaube als ihm. Ansonsten sind wir 

uns in vielem einig. Aber ich gebe dir recht in der Frage bezüglich 

Zwang: Natürlich, mit jedem Gesetz machen wir einen gewissen Zwang 

in eine Richtung. Und bei diesem Zwang können wir nur fragen: Wel-

chen Zwang wollen wir? Wollen wir einen, den wir selber bestimmen, 

festlegen, gestalten können – mit transparenten Kriterien, genauso wie 

wir es heute machen, oder wollen wir einen von aussen definierten 

Zwang, der uns auferlegt wird durch die Luft, die schlechter wird, die 

Biodiversität, die zurückgeht, und so weiter? Dort sind wir ausgeliefert, 

und es ist an uns zu entscheiden – wo wollen wir uns einschränken? – 

oder auf diese Zwänge zu reagieren. Es geht letztlich um das Thema der 

Freiwilligkeit, und ich sage Ihnen: Freiwilligkeit ist ein Luxus, den wir 

uns erst leisten können, wenn wir unsere Schulden bei der Zerstörung 

der Umwelt abbezahlt haben.  
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René Isler (SVP, Winterthur): Ich bin froh, dass ich Hauseigentümer 

und nicht Mieter bin. Ich komme aus der Stadt Winterthur und dort sind 

über 80 Prozent der Einwohnerschaft – das weiss auch unser Herr Bau-

direktor – Mieterinnen und Mieter. Sehr viele Überbauungen stammen 

noch aus der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg, gebaut in den 30er-Jah-

ren und sind mehr als nur zum Teil baufällig und sehr bescheiden ein-

gerichtet. Es gibt sogar Überbauungen, dort heizt man heute noch mit 

Holzheizungen. Mit diesem Gesetz werden die Mieterinnen und Mieter 

auf das Übelste zur Kasse gebeten, denn schlussendlich zahlen sie diese 

Rechnung. Und wir reden hier nicht nur von der Sanierung von Heizun-

gen. Wenn ich mit Wohneigentümern rede, sagen diese mir heute schon 

ganz klar: Wenn ich denn schon die Heizung umstellen muss, dann sa-

niere ich auch gleich die ganzen Aussenisolationen, dann restauriere ich 

auch die ganzen elektrischen Zuleitungen, das Sanitäre mache ich auch, 

es wird moderner ausgebaut. Das hat Kostenfolgen bis zu 40 Prozent. 

Ich weiss nicht, woher Sie immer die 5 Prozent nehmen, Herr Baudi-

rektor, wir reden hier bei Sanierungen von Altbauwohnungen schluss-

endlich von über 80 Prozent der Mieterinnen und Mieter der Stadt Win-

terthur. Haltet euch fest, da kommt eine Welle auf euch zu, die könnt 

ihr so gar nicht mehr stemmen! 

 

Christian Lucek (SVP, Dänikon): Wir haben jetzt vieles gehört, alle Po-

sitionen wurden dargelegt. Es wurde aber auch vieles ziemlich Merk-

würdiges ausgedrückt und viele wichtige Sachen zu wenig betont. Des-

halb ergreife ich die Möglichkeit, hier noch einmal nachzudoppeln.  

Herr Sommer, Sie haben wieder von der Umweltverpestung durch CO2 

gesprochen. CO2 ist ein natürliches Gas, das Bestandteil der Atmo-

sphäre ist, es tötet uns nicht. Es geht nicht um ein Umweltgift, es geht 

darum, den Anteil des CO2 zu reduzieren, aber das ist keine Vergiftung 

der Umwelt.  

Kommen wir wieder zur Kostenfrage: Gerade in Altbauten – Herr Isler 

hat es auch schon erklärt – ist es mit dem Heizungsersatz nicht getan. 

Wenn Sie in Altbauten, wo günstiger Wohnraum besteht, diese Mass-

nahmen ergreifen, müssen Sie meistens eine Kernsanierung betreiben. 

Es gibt eine Änderung am Heizsystem, es gibt den Fensterersatz, es gibt 

die Sanierung an der Aussenhülle et cetera, und es ist ganz klar, dass 

dies das Ende des günstigen Wohnraums ist, es wird das Wohnen we-

sentlich verteuern. Denn die Lebenszykluskosten, die Sie bei der Här-

tefallklausel zitieren, beziehen sich nur auf den Ersatz des Wärmeer-

zeugers und inkludieren eben nicht die ganzen Sanierungskosten, die da 

auch noch geleistet werden müssen.  
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Zum Vorwurf, den wir auch gehört haben – von Herrn Forrer, wenn es 

mir recht ist –, dass die SVP natürlich gar nichts wolle, wir hätten den 

Klimawandel geleugnet und wollten hier jetzt auch nicht Hand bieten: 

Diesen Vorwurf kann ich einfach nicht stehen lassen. Wir bieten Hand, 

wir haben das schon in der Eintretensdebatte gesagt. Wir sind ja auch 

eingetreten auf das Gesetz. Wir wollen einen konstruktiven Beitrag leis-

ten. Und nachdem wir, die bürgerlichen Parteien und auch der Hausei-

gentümerverband sich jahrelang gegen die Umsetzung oder die Einfüh-

rung der MuKEn gewehrt haben, sind wir bereit, Hand zu bieten. Wir 

sagen Ja zu den MuKEn 2014, auch wenn sie die Zähne von Herrn 

Bamert noch werden knirschen hören in diesem Saal. Wir schlucken 

diese Kröte, wir bieten Hand. Nehmen Sie doch diese Chance, es ist der 

Spatz in der Hand. Denn wenn wir diesen Paragrafen hier mit dem «Zu-

rich Finish» im Gesetz lassen, wird das zwangsläufig zum Referendum 

führen. Und ich sage Ihnen, der Ausgang dieses Referendums ist mehr 

als offen. Wenn Sie den Erfolg der Unterschriftensammlung beim Re-

ferendum zum CO2-Gesetz gesehen haben, würde ich sagen, ist das 

Rennen offen. Denn die Leute haben derzeit existenzielle Probleme, 

glauben Sie mir, und die Steigerung von Lebenskosten dadurch, dass 

die Mieten steigen, das Wohnen teurer wird, das ist definitiv ziemlich 

weit hinten in der Wunschliste der Bevölkerung. Wir werden dieses Re-

ferendum führen, wenn Sie diese Chance hier nicht ergreifen und uns 

den Kompromiss ermöglichen. Ich danke.  

 

Franziska Barmettler (GLP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Ich 

möchte noch etwas zu Herrn Bamert sagen: Ich freue mich übrigens 

schon auf den Abstimmungskampf gegen Sie. Sie haben gesagt, wir 

würden den Bürger für dumm verkaufen und der Staat hätte hier nichts 

zu suchen. Dann verstehe ich aber nicht, wieso Sie Politiker sind. Denn 

unsere Aufgabe gerade als Politikerinnen und Politiker ist es doch, für 

die langfristige Entwicklung im Sinne der ganzen Gesellschaft zu sor-

gen, also den Klimawandel zu bekämpfen. Und wenn das mit Freiwil-

ligkeit geht, dann ist das ja gut. Aber wenn das mit Freiwilligkeit nicht 

geht – und das ist hier so –, dann müssen wir handeln. Wir sehen immer 

noch viele fossile Heizungen, die durch neue fossile Heizungen ersetzt 

werden. Denn Freiwilligkeit ist in erster Linie etwas für jene mit Em-

pathie. Deshalb ist es unsere Aufgabe, die intrinsische Motivation zu 

ersetzen durch eine Logik, welche die betriebswirtschaftlichen und 

volkswirtschaftlichen Interessen wahrt. Auf volkswirtschaftlicher 

Ebene würde dies heissen, dass wir die Spielregeln anpassen, damit der 
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Markt wieder regeln kann, also höhere Preise setzen für die nicht er-

wünschte Variante. Aber Sie sind ja immer die Ersten, die sich wehren, 

wenn es um die Erhöhung der Brennstoffabgabe geht. Auf betriebswirt-

schaftlicher Ebene heisst das, dass wir die Alternative für die Bürger 

attraktiver machen müssen. Und genau das machen wir mit diesem Ge-

setz.  

 

Silvia Rigoni (Grüne, Zürich): Ich möchte auf die Voten von René Isler 

und Christian Lucek entgegnen. Meine Interessenbindung: Ich bin Mie-

terin und ich bin Vizepräsidentin des Mieterverbandes des Kantons Zü-

rich. Wir haben hier wirklich gehört, dass eine Kostenhölle auf die Mie-

terinnen und Mieter zukommen werde, wenn wir dieses Gesetz – und 

gezielt jetzt auch noch diesen Artikel – annehmen werden. Das stimmt 

ganz klar nicht, wir haben das gehört, es wurde mehrfach erläutert und 

ich möchte das nochmals betonen, es handelt sich hier um eine Angst-

macherei, denn es ist ganz anders: Die Infrastrukturkosten können 5 

Prozent höher werden, wenn man statt einer fossilen Heizung eine Hei-

zung mit erneuerbaren Energien einbaut, 5 Prozent höhere Infrastruk-

turkosten und dafür günstigere Energiekosten. Die Seite, die Angst 

macht und den Mieterinnen und Mietern so einheizt, diese Seite hat sich 

noch nie wirklich für die Interessen der Mieterinnen und Mieter einge-

setzt, hier werden klar andere Interessen vertreten.  

 

Regierungsrat Martin Neukom: Ich weiss nicht, ob man das sehen kann, 

das ist die Gleichstellungsschnecke (er hält die verteilte Zimtschnecke 

hoch). Sie lag auf meinem Tisch und wahrscheinlich auf allen Tischen, 

verteilt von den Frauen des Kantonsrates zum 50-Jahre-Jubiläum des 

Frauenstimmrechts; das ja eigentlich nicht unbedingt zu feiern ist, son-

dern es ist eher zu bedauern, dass es erst 50 Jahre sind. Und wenn ich 

jetzt den Rednerinnen und Rednern der bürgerlichen Ratsseite zuhöre, 

wenn es nach Ihnen geht, dann sind wir beim Klima in genau demselben 

Schneckentempo unterwegs wie bei der Gleichstellung. Offensichtlich, 

so scheint es mir, muss die SVP zuerst noch mal intern klären, ob sie 

nun der Ansicht ist, dass der Klimawandel real und menschgemacht ist, 

oder, wie man vermuten könnte, ob einige SVP-Mitglieder und Kan-

tonsrätinnen und -räte der Ansicht sind, dass Bill Gates (US-

amerikanischer Software-Unternehmer) den Klimawandel erfunden 

hat. 

Zur Kontroverse, wie viele Ölheizungen jetzt eingebaut werden: Ich bin 

der Ansicht, dass es am einfachsten ist, wenn man in die Verkaufssta-

tistiken schaut, im Jahr 2019 wurden in der Schweiz 23'000 neue Öl- 
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und Gasheizungen installiert. Also Sie sehen, diese Öl- und Gasheizun-

gen, die man heute installiert, werden noch 25 Jahre betrieben. Wir sind 

also nicht auf Kurs, wenn wir schauen, bis wann wir auf nett null sein 

sollten, vor allem im Gebäudebereich. Da geht zwar etwas, aber wir 

sind trotzdem nicht auf Kurs. Der Kern der Vorlage hier – das wurde 

jetzt schon mehrfach gesagt – ist diese Lebenszykluskosten-Rechnung 

beim Heizungsersatz. Und der Punkt ist genau der, dass wir sagen: Man 

muss es nur tun, wenn es technisch möglich und wenn es wirtschaftlich 

tragbar ist. Nur dann gibt es eine Pflicht, und es gibt diese Regelung: 

Wirtschaftlich tragbar heisst, wenn die Lebenszykluskosten maximal 5 

Prozent höher sind. Das ist so, weil eine Wärmepumpe zu Beginn halt 

deutlich mehr kostet. Gerade wenn Sie eine Erdsondenwärmepumpe in-

stallieren, dann kostet das vielleicht dreimal so viel wie eine neue Öl-

heizung. Hingegen ist der Betrieb nachher günstiger, weil die Wärme-

pumpe den Strom sehr effizient verwendet. Das heisst, über längere 

Zeit, 20 Jahre oder länger, rechnet sich eine solche Investition. Das ist 

schon heute so, dass es sich in vielen Fällen rechnet, zusätzlich subven-

tionieren wir vom Kanton die Wärmepumpen. Dadurch rechnet es sich 

noch mehr oder noch schneller und wird in der Mehrheit der Fälle güns-

tiger sein.  

Jetzt wurde mehrfach gesagt, das stimme schon und es sei schon güns-

tiger, wenn man durch eine Wärmepumpe ersetze, aber gleichzeitig 

müsse man ja das Gebäude noch sanieren. Aber das stimmt nicht, Sie 

müssen nicht. Sie müssen das Gebäude nicht sanieren. Natürlich wäre 

es aus energetischen Gründen sinnvoll, wenn Sie das Gebäude sanieren, 

es wäre absolut sinnvoll. Aber Sie müssen nicht. Es gibt heute auch 

Wärmepumpen mit höheren Vorlauftemperaturen, deshalb ist diese 

Problematik nicht vorhanden. Und falls es denn so wäre, dass Sie dann 

trotzdem noch Heizkörper ersetzen müssen, weil Ihre Heizkörper eine 

extrem hohe Vorlauftemperatur brauchen, dann zählt das zu den Inves-

titionskosten des Wärmeerzeugers. Und das Gleiche gilt für die Mieten: 

Natürlich ist es so, natürlich kann ein Hauseigentümer, ein Vermieter 

seine Wohnung, sein Haus freiwillig sanieren und einen Teil dieser 

Kosten dem Mieter überwälzen. Das kann er heute tun, da kann er mit 

dem Gesetz tun, das hat aber einfach nichts mit diesem Energiegesetz 

zu tun, das ist Mietrecht. Er kann auch eine neue Küche einbauen. Und 

er kann auch leerkünden. Das sind alles Effekte, die wir leider sehen, 

und das führt tatsächlich teilweise zu teureren Mieten, das ist ein Effekt, 

den wir haben, hat aber einfach überhaupt nichts mit der Energievorlage 

zu tun, die wir hier heute besprechen.  
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Es ist mir nicht ganz klar, warum die SVP und FDP sich genau gegen 

diese Lebenszykluskostenrechnung so wahnsinnig sträuben. Um Him-

mels Willen, es geht ja genau darum, zu schauen und zu rechnen: Man 

muss es nur tun, wenn es auch finanziell tragbar ist. Herr Bamert hat 

gesagt, uns wäre doch ein Verbot viel lieber. Ich muss Ihnen sagen: 

Natürlich, aus Klimasicht wäre ein Verbot ganz gut, man würde einfach 

Öl- und Gasheizungen verbieten. Aber ich bin überzeugt, es gibt 5 bis 

10 Prozent der Fälle, da würde dies zu unverhältnismässigen Kosten 

führen. Und deshalb – genau deshalb – haben wir diese Lebenszyklus-

kosten-Regelung eingebaut, genau deshalb, um zu sagen «in diesen Fäl-

len, in denen es zu teuer wäre, muss man es nicht tun», genau, um dies 

abzufedern, eine finanzielle Abfederung. Was wollen Sie denn noch 

mehr? Das ist mir wirklich nicht verständlich.  

Dann wurde moniert, die Regel sei viel zu kompliziert. Wenn der Kan-

tonsrat diese Regelung beschliesst und das Gesetz in Kraft tritt, dann 

werden wir ein Webtool aufschalten, wo man diese Rechnung machen 

kann. Das wird relativ einfach, denn man muss nur sagen, wie viel die 

Ölheizung kostet, wie viel die Wärmepumpe kostet, der Rest ist grund-

sätzlich schon vorgegeben. Man muss noch schauen, wie viel Energie 

das Gebäude braucht, und fertig. Man kann das sehr, sehr einfach rech-

nen, da werden wir alles so vorbereiten. Das ist überhaupt nicht kom-

pliziert, sondern sehr, sehr einfach im Vollzug.  

Herr Bamert hat das Bild vom Gemeindeangestellten oder Verwal-

tungsangestellten geschildert, der in die Wohnung kommt, um das zu 

beurteilen. Herr Bamert, ich empfehle Ihnen: Sprechen Sie doch mal 

mit einem Bauvorstand – Sie haben in der SVP sicher viele Gemeinde-

vertreter – und fragen Sie, wie das normalerweise mit den Baubewilli-

gungen funktioniert. Das funktioniert nicht so, dass da ein Gemeinde-

vertreter in die Wohnung kommt und so die Baubewilligung macht, so 

funktioniert das nicht. Das ist deutlich einfacher, und diese Lebenszyk-

luskosten-Regelung funktioniert ganz genau gleich wie der ganze Rest 

des Baurechts. Schauen Sie das PBG (Planungs- und Baugesetz), 

schauen sie die BBV I an, die Verordnung dazu, da gibt es ganz viele 

Bestimmungen, und diese Bestimmung der Lebenszykluskosten wird 

ganz genau gleich gehandhabt wie alle anderen baulichen Bestimmun-

gen.  

Gut, jetzt stellt sich aber die Frage: Okay, Sie müssen trotzdem das Geld 

haben, um zu investieren, was ist, wenn Sie dieses Geld nicht haben, 

um diese teureren Investitionskosten zu decken? Was ist mit diesen Fäl-

len? Für diese Fälle gibt es zwei Möglichkeiten. Die erste Möglichkeit 
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ist: Sie erhöhen Ihre Hypothek. Ich bin in Kontakt mit Banken, um ge-

nau das zu diskutieren: In welchen Fällen ist es möglich, eine Hypothek 

zu erhöhen? Was ist nötig oder was für Massnahmen müssen wir noch 

treffen, damit es leichter und zum Standard wird, dass die Bank in ei-

nem solchen Fall die Hypothek erhöht? Es ist dabei übrigens ein sehr 

grosses Interesse bei den Banken vorhanden, hier einen Beitrag zu leis-

ten. Aktuell ist es so, dass es noch keine Finanzierungsstandards für 

solche Fälle gibt, das muss noch erarbeitet werden, da sind wir daran. 

Zweitens: Was ist jetzt also, wenn Sie Ihre Hypothek trotzdem nicht 

erhalten und Sie das Geld nicht haben? Für diesen Fall ist dann die Här-

tefallregelung da. Wenn Sie zeigen können, dass Sie sich das nicht leis-

ten können, dann ist es ein Härtefall. Und auch dann müssen Sie es nicht 

machen, und es gibt keine Pflicht zum Umstieg auf eine Wärmepumpe 

oder auf eine andere, ähnliche energetische Lösung. Mit dieser Lösung 

hier stellen wir genau sicher, dass die Hauseigentümer und somit auch 

die Mieterinnen und Mieter vor zu hohen Kosten geschützt sind. Des-

halb bin ich wirklich ein bisschen erstaunt über diese kontroverse De-

batte hier zu genau diesem Thema, denn das ist genau der Artikel, der 

viel Augenmass walten lässt, und eine pragmatische Lösung im Ver-

gleich dazu, dass man einfach einen fixen Grenzwert setzt. Das ist das, 

was die FDP will, einen fixen Grenzwert. Aber dann muss man es ma-

chen, ob man es sich leisten kann oder nicht, ob es teuer ist oder nicht. 

Im teuren wie im günstigen Fall, ein Grenzwert lässt hier keinen Spiel-

raum. Die vorgesehene Lösung mit diesen Lebenszykluskosten ist ein 

Grenzwert mit einer entsprechenden wirtschaftlichen Abfederung, so-

dass es bei den 80 bis 90 Prozent der Fälle, in denen es sich finanziell 

lohnt, auch tatsächlich gemacht wird.  

Ich bitte Sie deshalb, die beiden Minderheitsanträge abzulehnen und 

dem Antrag der Kommission zuzustimmen.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Ich erläutere Ihnen das Abstimmungs-

prozedere: Ich stelle zuerst den Kommissionsantrag dem Minderheits-

antrag Franzen gegenüber und danach den obsiegenden Antrag dem 

Minderheitsantrag Lucek.  

 

Abstimmung I 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Ann 

Barbara Franzen gegenübergestellt. Der Kantonsrat gibt mit 98 : 

75 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) dem Antrag der Kommission den 

Vorzug.  
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Abstimmung II 

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Chris-

tian Lucek gegenübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 98 : 

75 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag der Kommission zu-

zustimmen.  

 

Die Beratung der Vorlagen 5614a, 5372 und 5071b wird unterbrochen. 

Fortsetzung der Beratung am 22. Februar 2021. 

 

 

11. Verschiedenes 

 

Fraktions- und persönliche Erklärungen 

 

Fraktionserklärung der SVP zum Wirtschaftsstandort Kanton Zürich  

Christina Zurfluh Fraefel (SVP, Wädenswil): Ich verlese Ihnen eine 

Fraktionserklärung der SVP mit dem Titel: «Ist der Wirtschaftskanton 

Zürich noch attraktiv?» 

Wie in der «Handelszeitung» vom 3. Februar 2021 zu lesen war, lässt 

sich der Tech-Riese Palantir im Kanton Schwyz nieder. Der Kanton 

Schwyz landet somit einen veritablen Coup. Der US-Softwarekonzern 

Palantir hat sich entschieden, in Altendorf einen Europa-Hub aufzu-

bauen. Am oberen Zürichsee wird also nicht nur ein Briefkasten mon-

tiert, es werden auch Arbeitsplätze geschaffen. Die Rede ist in einem 

ersten Schritt von 20 bis 40 Software-Ingenieuren, also von qualifizier-

ten Arbeitsplätzen. 

Wer ist Palantir? Palantir ist ein globaler Player im Bereich Datenana-

lyse, Datenintegration und digitaler Transformation. Kunden sind staat-

liche Behörden aus den Bereichen Sicherheit und Gesundheit sowie Pri-

vatunternehmen. Vor wenigen Wochen wagte die Tech-Firma den 

Gang an die New Yorker Börse. Die Aktie hat sich seither etwa verdrei-

facht, der Börsenwert von Palantir beträgt rund 56 Milliarden Dollar, 

gleich viel wie jener der Grossbank UBS. In Europa ist der Software-

riese mit Ablegern in London, Paris und München präsent.  

London, Paris, München – da sollte als Nächstes doch eigentlich «Zü-

rich» stehen. Aber nein, es kommt Altendorf – das sollte zu denken ge-

ben. Und warum Altendorf? Genau, höchst attraktive Steuern, die Nähe 

zum Wirtschaftsgrossraum Zürich und notabene die Nähe zum Flugha-

fen. Diese drei Faktoren sind nach wie vor matchentscheidend für die 

Standortwahl. Während wir hier im Kanton Zürich primär über Klima 
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und Öko-Puzzleteile, begrünte Fassaden und Rabatten, Seesicht für alle 

diskutieren, bildete sich in den letzten Jahren in der Region Pfäffikon, 

Altendorf und Lachen still und leise ein Cluster für Healthtech, Fintech 

und Künstliche Intelligenz. Aber auch Firmen wie BASF (Deutscher 

Chemiekonzern), welche übrigens früher mal in Wädenswil angesiedelt 

war, Esthée Lauder (Amerikanischer Kosmetikkonzern) oder IKEA 

(Schwedischer Möbelkonzern) haben in der Region des oberen Zürich-

sees aufgebaut.  

Denken Sie also bitte bei kommenden Steuerdiskussionen daran, ob wir 

uns weiterhin die Butter vom Brot nehmen lassen wollen und ob wir 

vom Wirtschaftszentrum der Schweiz zu einem Ballenberg mutieren 

wollen. Deshalb auch unser Appell und unsere Bitte: Legen Sie den Fo-

kus wieder vermehrt auf das grosse Ganze im Noch-Wirtschaftskanton 

Zürich. Danke.  

 

Fraktionserklärung der AL zu Äusserungen von Regierungsrat Ma-

rio Fehr in einem Artikel des Tages-Anzeigers 

Anne-Claude Hensch Frei (AL, Zürich): Gerne verlese ich Ihnen die 

Fraktionserklärung der Alternativen Liste, als Reaktion auf den Tagi-

Artikel (Tages-Anzeiger) «Mario Fehr zur Abstimmung vom 7. März» 

vom letzten Samstag: Nachhilfe für Mario Fehr.  

Im oben genannten Artikel behauptet Sicherheitsdirektor Fehr, dass die 

Polizei gemäss Gegenvorschlag zu den Nationalitätennennungen wäh-

len kann, ob sie die Nationalität von Tätern oder Täterinnen in Polizei-

meldungen erwähnen will oder nicht. Des Weiteren führt er aus, es sei 

gerade bei Asylsuchenden wichtig, die Nationalität zu nennen, damit 

nicht alle Asylsuchenden in einen Topf geworfen werden, nämlich in 

denjenigen mit den zu 90 Prozent kriminellen Algeriern. 

Diese beiden Aussagen, haben bei der Fraktion der Alternativen Liste 

für Erstaunen gesorgt. Sie erwecken den Anschein, dass Regierungsrat 

Fehr sowohl die aktuelle Gesetzeslage wie auch den Gegenvorschlag 

des Kantonsrates nicht richtig verstanden hat. Gerne stellen wir – links 

und nett wie wir sind – die Sachverhalte richtig: Die Polizei kann bereits 

heute die Nationalität nennen, wenn sie will. Dies tut sie bei schwereren 

Tatbeständen von sich aus. Gerade das Beispiel mit den asylsuchenden 

Algeriern zeigt das auf. Dafür braucht es also kein neues Gesetz. Auf-

merksame Zeitungsleserinnen und Zeitungsleser können das täglich in 

den Polizeimeldungen nachverfolgen. Einmal wird die Nationalität ge-

nannt, ein anderes Mal nicht. Dabei geht die Stadt Zürich einen eigenen 

Weg im Rahmen ihrer Gemeindeautonomie, indem sie nur auf Anfrage 
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die Nationalität bekannt gibt. Letztlich soll mit dem Gesetz die Stadt an 

die Kandare genommen werden. 

Wird der Gegenvorschlag am 7. März angenommen, muss die Polizei 

künftig immer die Nationalität nennen, ausser wenn es die Persönlich-

keitsrechte der Beteiligten verletzen würde. Aus der Formulierung des 

Gegenvorschlags abzuleiten, die Polizei dürfe selbst wählen, ist schlicht 

falsch und irreführend. Es gibt hier absolut keinen Ermessensspielraum 

für die Polizei. Der Sicherheitsdirektor stellt dies aber – gemäss Artikel 

– explizit so dar. Und hängt es am Wort «befugt» auf. Nun taucht das 

Wort «befugt» nirgends im Gegenvorschlag auf, sondern die Passage 

lautet: «Informiert sie» – gemeint ist die Polizei – «die Bevölkerung, 

gibt sie das Alter, das Geschlecht und die Staatsangehörigkeit der Täte-

rinnen und Täter, Tatverdächtigen und Opfer bekannt.» 

Für die Alternative Liste ist es fast nicht vorstellbar, dass Sicherheits-

direktor Fehr nicht richtig informiert ist. Schliesslich ist er ein gewiefter 

Politiker und weiss die Medien bestens für seine Zwecke zu nutzen. Hat 

er die Zusammenhänge absichtlich falsch dargestellt oder wurde er vom 

Journalisten missverstanden, vom selben Journalisten, der notabene be-

reits am 2. Februar 2021 einen Artikel im Tagi zum Thema unter dem 

Titel «Neutraler Fakt oder Diskriminierung? Nationalität in Meldungen 

der Polizei» veröffentlicht hat, der also bestens zur Thematik informiert 

war und nun wider besseres Wissen unkommentiert falsche Aussagen 

veröffentlichte? Für den Tages-Anzeiger ist das wahrlich keine publi-

zistische Glanzleistung. Mindestens hier wäre eine Nachhilfe bezüglich 

seriöser Berichterstattung höchst angezeigt.  

 

Jubiläum «50 Jahre Frauenstimmrecht» 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Nun kommen wir zu einer gemeinsamen 

Erklärung unserer Ratsfrauen zum Thema «50-Jahr-Jubiläum des Frau-

enstimmrechts in der Schweiz nach der Abstimmung von 1971». Ich 

bitte die Sprecherinnen nach vorne zu kommen. Sie werden abwechs-

lungsweise eine Rede halten. Das Mikrofon gehört Ihnen, liebe Frauen.  

 

Andrea Gisler (GLP, Gossau): Warum stehen wir heute hier für eine 

überparteiliche Fraktionserklärung? Vor 50 Jahren, am 7. Februar 1971, 

erhielten die Schweizer Frauen das Stimm- und Wahlrecht – im zweiten 

Anlauf. Steinig war der Weg bis dahin, und er dauerte lange, sehr lange. 

Das soll die Schnecke (an jedem Platz lag zu Beginn der Sitzung eine 
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Zimtschnecke), die auf dem Tisch liegt, vor Augen führen. Die Schne-

cke diente damals viele Jahre als Symbol für die minimen Fortschritte 

im Kampf für das Frauenstimmrecht.  

 

Barbara Günthard Fitze (EVP, Winterthur): In Neuseeland wurde das 

Frauenstimmrecht 1893 eingeführt, in Finnland 1906, in Deutschland 

1919, in Frankreich 1944 und in der Schweiz 1971. Erstaunlich ist vor 

diesem Hintergrund, dass die Schweiz als älteste Demokratie der Welt 

gilt. Die politische Mitbestimmung war der Hälfte der Schweizer Be-

völkerung bis 1971 trotz Schweizer Bürgerecht verwehrt. Nur das Fürs-

tentum Liechtenstein war in Europa noch später dran. Die Liechtenstei-

nerinnen sind erst seit 1984 politisch gleichberechtigt.  

 

Birgit Tognella-Geertsen (SP, Zürich): Ein Drittel der Männer, die am 

7. Februar 1971 an die Urne gingen, legten ein Nein ein, in sechseinhalb 

Kantonen fand die Vorlage keine Zustimmung. Was waren die Argu-

mente gegen das Frauenstimmrecht? Hier eine kleine Auswahl: Die 

Idee eines Frauenwahlrechts ist eine aus dem Ausland importierte, un-

schweizerische Idee. Das Frauenstimmrecht wird auch von der grossen 

Mehrheit der Schweizer Frauen abgelehnt. Die Frauen sind am Stimm-

recht gar nicht interessiert, zumal jede Frau ihre Meinung indirekt über 

ihren Mann äussern kann – ledige, geschiedene und verwitwete Frauen 

gab es damals offenbar nicht. Politik ist ein schmutziges Geschäft. Der 

Einbezug von Frauen wird unweigerlich zum Verlust ihrer Weiblichkeit 

führen. Weil die Frauen die Bevölkerungsmehrheit haben, werden die 

Männer diskriminiert, wenn Frauen an die Urne gehen können. Diese 

Neuerung ist nicht nötig. Das Frauenstimmrecht wird negative Folgen 

haben.  

 

Nina Fehr Düsel (SVP, Küsnacht): Wir haben jetzt 50 Jahre Erfahrung 

mit dem Frauenstimmrecht. Unserer Demokratie hat es sicher nicht ge-

schadet, im Gegenteil. Es ist nicht so, dass Frauen die bessere Politik 

machen. Frauen sind nicht Garantinnen für eine bessere Schweiz. Aber 

die Schweizer Politik wird besser, wenn Frauen mitreden, mitgestalten, 

mittun und ihre Anliegen selber in die Politik hineintragen. Wir 74 Kan-

tonsrätinnen wären heute nicht hier, wenn nicht x Frauen vor uns mutig 

und mit viel Durchhaltewillen für die politischen Rechte gekämpft hät-

ten. Sie liessen sich von Ausgrenzungen und Anfeindungen – heute 

würde man von «hate speech» sprechen – nicht beirren. Dafür gebührt 
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ihnen unser grosser Dank. Und darum haben wir heute auch Grund zum 

Feiern.  

 

Sonja Rueff-Frenkel (FDP, Zürich): Wir feiern unter anderem, dass die 

wirtschaftliche Abhängigkeit von Frauen nicht mehr gesetzlich veran-

kert ist. Bis 1988 brauchten verheiratete Frauen das Einverständnis ih-

rer Ehemänner, um arbeiten zu dürfen. Neun Jahre später folgte das 

Pensionskassensplitting bei der Scheidung, und seit 15 Jahren haben 

wir eine Mutterschaftsversicherung. Sie sehen, die neuesten Errungen-

schaften liegen in der jüngeren oder sogar jüngsten Vergangenheit. Vie-

len von uns scheint es ungeheuerlich, dass noch unseren Müttern selbst-

verständlich erscheinende Rechte verwehrt blieben. Daher ist uns nicht 

nur zum Feiern zumute. Statt von «schon» 50 Jahren Frauenstimmrecht 

können wir auch von «erst» 50 Jahren Frauenstimmrecht sprechen. Der 

Weg dahin war lang, gewunden und steinig. Die Strecke, die wir seither 

zurückgelegt haben, ist erst kurz, und es liegt immer noch ein Stück des 

Weges vor uns. Zwar sind wir gesetzlich gleichgestellt, aber in der Um-

setzung hapert es noch, zum Beispiel bei der Lohngleichheit. 

 

Selma L'Orange Seigo (Grüne, Zürich): Auch im Politischen gibt es 

noch viel zu tun. So sind Frauen in Gemeindeexekutiven nach wie vor 

in der Minderheit. Oft sind sie sogar alleine. Nach den letzten Wahlen 

war in 15 Gemeinden keine einzige Frau in der Exekutive vertreten. 

Hingegen gibt es keine Gemeinde ohne Männervertretung. Alte Rollen-

bilder treten auch bei Diskussionen über die Kinderbetreuung zutage. 

Diese scheint vordergründig immer noch ein Mütterproblem zu sein. 

Weshalb wird gesagt, dass Kinderkrippen die Erwerbstätigkeit von 

Müttern ermöglichen, wenn doch auch die Väter arbeiten, während die 

Kinder in der Krippe sind? Weshalb wird einem zu 80 Prozent berufs-

tätigen Vater zum Papitag gratuliert, während die 80 Prozent arbeitende 

Mutter gefragt wird, ob das nicht ein bisschen viel sei?  

 

Melanie Berner (AL, Zürich): Ebenso gibt es beim Thema «Gewalt ge-

gen Frauen» nach wie vor Handlungsbedarf. Wenn von «häuslicher Ge-

walt», «Familiendramen» oder Ähnlichem die Rede ist, handelt es sich 

in aller Regel um männliche Gewalt gegen Frauen, und dies muss klar 

gesagt werden. Oftmals ist Betroffenen gar nicht bewusst, dass sie es 

mit häuslicher Gewalt zu tun haben, weil sie nämlich glauben, dass das 

in ihrer sozialen Schicht nicht vorkommt – weil er doch ein so Fürsorg-

licher ist, weil die Gesellschaft ein irreführendes Bild vertritt. 
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Janine Vannaz (CVP, Aesch): Die aufgeworfenen Fragen lassen sich 

natürlich nicht nur politisch beantworten. Aber Politik und gesellschaft-

licher Wandel gehen Hand in Hand: Mal vollzieht die Politik gesell-

schaftlichen Wandel nach, mal stösst sie ihn an. Es ist gut für den Kan-

ton Zürich, dass nunmehr 74 Frauen aus acht verschiedenen Parteien 

weiterhin unbequeme Fragen stellen. (Applaus) 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Das Wort zur Erklärung des Regierungs-

rates hat die Regierungspräsidentin Silvia Steiner. Ebenfalls begrüsse 

ich die Regierungsrätinnen, die uns heute hier besuchen (Regierungs-

rätinnen Jacqueline Fehr und Carmen Walker Späh). Vielen Dank für 

Ihr Vorbeikommen.  

 

Regierungspräsidentin Silvia Steiner: Liebe Kantonsrätinnen, liebe 

Frauen – Männer sind selbstverständlich mitgemeint, auch wenn viele 

Herren, die immer, wenn es um Gleichstellungsthemen geht, draussen 

am Gipfeli-Essen sind (Heiterkeit). 

Die Zürcher Regierung freut sich darüber, dass wir heute 50 Jahre Frau-

enstimmrecht feiern können. Die Einführung des Frauenstimmrechts 

war ein grosser Schritt hin zu Gleichberechtigung von Frauen und Män-

nern, ein längst fälliger Schritt, für den viele Frauen jahrelang hart ge-

kämpft haben und oft belächelt wurden. In der Schweiz wurde zwar 

bereits sehr früh über die Möglichkeit diskutiert, ob Frauen stimmen 

dürfen. Dennoch war die Schweiz aber eines der allerletzten Länder, 

die das Frauenstimmrecht eingeführt hat. Das zeigt uns: Es dauert bei 

uns eben alles etwas länger. Es zeigt uns aber auch: Die Frauen waren 

früh aktiv und haben sich für ihre Rechte eingesetzt. Dies ist heute im-

mer noch so wie vor 50 Jahren. Und auch heute noch brauchen die 

Frauen Geduld und werden oft für ihre Anliegen belächelt.  

Dass die Frauen vor 50 Jahren die Männer überzeugen konnten, hat 

nicht zuletzt damit zu tun, dass sich damals die Frauen über die politi-

schen Parteien hinweg zusammengeschlossen haben. Im Kampf um das 

Stimmrecht kämpften Frauen der bürgerlichen Frauenbewegung ge-

meinsam mit Frauen der Arbeiterinnenbewegung. Auch dies ist heute 

nicht anders als noch vor 50 Jahren. In den letzten Jahrzehnten haben 

die Frauen gemeinsam viel erreicht für die Gleichstellung, sei es bei der 

Forderung nach gleichem Lohn, der Legalisierung des Schwanger-

schaftsabbruches oder der ausserfamiliären Kinderbetreuung. Frauen 

meiner Generation, die Karriere machen wollten, sei dies in Politik, 
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Wirtschaft oder Sport, lernten früh, dass sie sich in der Männerwelt an-

zupassen hatten, um mitspielen zu dürfen. Viele Frauen versuchten 

möglichst, die Doppel- und Dreifachbelastung nicht zu thematisieren. 

Nur nebenbei bemerkt: Nach der Geburt meines ersten Kindes wurde 

ich in einem zweitägigen Sonderdienst eingesetzt. Meine beiden ersten 

Arbeitstage nach dem Mutterschaftsurlaub dauerten je über zwölf Stun-

den; ein Schelm, wer sich dabei mehr denkt. Und so wie mir ist es vielen 

anderen Frauen auch gegangen.  

Zum Glück hat sich in den letzten Jahrzehnten vieles verändert, wenn 

auch sehr langsam. Aber wir sind noch nicht am Ziel. Die Hoffnung 

liegt auch auf den jungen Frauen, dass sie diesen Kampf um die glei-

chen Rechte von Mann und Frau weiterführen. Und wenn ich sehe, wie 

Sie das machen, bin ich zuversichtlich. Die jungen Frauen heute müssen 

nicht mehr die besseren Männer sein, um ihre Rechte einzufordern. 

Friedrich Dürrenmatt (Schweizer Schriftsteller, Dramatiker und Maler) 

sagte einst: «Was alle angeht, können nur alle lösen.» Wir alle, Frauen 

und Männer, haben Möglichkeiten, uns für die Gleichstellung einzuset-

zen, im Grossen wie im Kleinen. Ein Beispiel aus meiner Tätigkeit als 

Regierungsrätin: Als ich die Bildungsdirektion übernommen habe, wa-

ren auf der obersten Führungsebene fast ausschliesslich Männer tätig. 

Inzwischen sind es mehr Frauen als Männer, obwohl auch fähige Män-

ner angestellt wurden; und dies ging ganz ohne Quotenregelung. Frau-

enförderung ist eben auch Chefinnensache.  

Auch die Regierung des Kantons Zürich setzt sich für Gleichstellung 

der Geschlechter ein. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist ein 

Ziel dieser Legislatur. Der Kanton selber engagiert sich als Arbeitgeber 

für die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, denn heute sind es 

nach wie vor Frauen, die Teilzeit arbeiten. Dies kann im Hinblick auf 

die Sozialvorsorge zum Verhängnis werden, da tiefe Einkommen über 

eine Karriere hinweg langfristig zu tieferen Rentenbeiträgen führen. 

Wir brauchen deshalb gute Rahmenbedingungen, damit die Frauen, die 

das wollen, erwerbstätig sein können. Ein gut ausgebautes Angebot an 

Tagesstrukturen trägt massgeblich zur Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf bei und ermöglicht es Eltern, ihren Berufen nachzugehen, sich 

weiterzubilden oder angefangene Ausbildungen abzuschliessen. Im 

Kanton Zürich sind die Gemeinden verpflichtet, schulergänzende Be-

treuungsstrukturen anzubieten. Der Zürcher Regierungsrat hat sich zum 

Ziel gesetzt, die Einführung von Tagesschulen auf freiwilliger Basis zu 

fördern, indem er die gesetzlichen Rahmenbedingungen geklärt hat und 

die Gemeinden beim Aufbau von Tagesschulen unterstützt.  
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Obwohl die Zahl der gewählten Politikerinnen in den letzten Jahren 

stark zugenommen hat, obwohl sich Frauen heute in vielen Ämtern Ge-

hör verschaffen, wo das vor nicht allzu langer Zeit noch undenkbar war, 

müssen sie doch immer noch höhere Hürden nehmen. Und wir Frauen 

werden auch heute in der Öffentlichkeit immer noch anders wahrge-

nommen. Dass in der Pandemie viele Frauen Führungsverantwortung 

übernommen und ein gutes Krisenmanagement gezeigt haben, sei es in 

Neuseeland oder in Deutschland, generierte in den Medien die Schlag-

zeilen «Führen Frauen besser als Männer?» oder «Sind Frauen krisen-

resistenter?». Was auf den ersten Blick als Kompliment daherkommt, 

entpuppt sich auf den zweiten Blick als Erstaunen darüber, dass Frauen 

auch in schwierigen Zeiten gut führen und grosse Schiffe durch stürmi-

sche Zeiten manövrieren können. Die Wahrnehmung in der Öffentlich-

keit von uns Frauen ist immer noch eine andere: Es wird über unsere 

Kleider oder unser Aussehen geschrieben und berichtet. Schwieriger 

wird es für uns, unsere politischen Anliegen in die Medien zu bringen 

oder dass unsere Voten aufgenommen werden. Aber wie heisst es so 

schön: Die Hoffnung stirbt zuletzt. Vielleicht schaffen wir es ja mit die-

ser Aktion im Kantonsrat, dass es für eine Schlagzeile reicht, oder im-

merhin, dass in der Rubrik «Gesehen und gehört» einer grossen Tages-

zeitung (Tages-Anzeiger) auch mal eine Frau vorkommt, zur Feier des 

Tages sozusagen (Heiterkeit). Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Applaus) 

 

Ratspräsident Roman Schmid: Ich danke den Regierungsrätinnen Silvia 

Steiner Carmen Walker Späh und Jacqueline Fehr und wünsche einen 

schönen Tag. Vielen Dank.  

 

Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse 

– Nutzung von Holz als nachhaltiges Baumaterial 

Postulat Kommission für Wirtschaft und Abgaben 

– Welche Chancen haben Ü60-Arbeitslose in der noch schwierige-

ren Coronazeit 

Anfrage Erika Zahler (SVP, Boppelsen) 

– Thurbrücke Ossingen 

Anfrage Martin Farner-Brandenberger (FDP, Stammheim), Paul 

Mayer (SVP, Marthalen), Konrad Langhart (parteilos, Stammheim) 

– Verurteilter Straftäter flüchtet aus Psychiatrie-Klinik Rheinau 

Anfrage Paul Mayer (SVP, Marthalen), Martin Farner-Brandenber-

ger (FDP, Stammheim) 
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– Land Brach: Fruchtfolgefläche für urbane Renditeflächen op-

fern? 

Anfrage Daniel Wäfler (SVP, Gossau), Elisabeth Pflugshaupt (SVP, 

Gossau), Walter Honegger (SVP, Wald) 

 

 

Schluss der Sitzung: 12.00 Uhr 

 

 

Zürich, den 8. Februar 2021 Die Protokollführerin: 

 Heidi Baumann 

 

 

Von der Protokollprüfungskommission der Geschäftsleitung genehmigt am 1. März 

2021. 
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